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Sieben und fuͤnfzigſte Sitzung .

Karlsruhe , den 7 . Jan . 1823 .

Gegenwaͤrtig :

die bisher erſchienenen Mitglieder , mit AUsnahme :

Sr . Hoheit , des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten , der Herren Markgrafen Leopold
und Maximilian zu Baden ,

Sr . Durchlaucht , des Herrn Fuͤrſten v. Fuͤrſtenberg ,

deg Herrn Staatsminiſters Frhrn . v. Berſtett ,

des Herrn Generallieutenants v. Schaͤffer ,
des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner , und

des Frhrn . v . Gemmingen⸗Steinegg .

Weiter anweſend :

die Herren Regierungscommiſſaͤre , Staatsrath v. Guhat

und Kreisdirector Frhr . v. Liebenſtein .

Unter dem Borfige

deg dritten Bicepråfidenten , Oberhofmarfhals Frýrn .
v. Gayling .
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Bon dem Vicepråfidenten aufgefordert , er -

Ñattete der Landoberjågermeifter v. Kettner den Com -

miſſionsbericht uͤber den Geſetzentwurf wegen Abſchaf —
fung der alten Abgaben ;

Beplage Ziffer 143 . ( I — VIL )

und der geh . Hofrath Zahari jenen Aber die Mo -

tion des Staatsraths Frhr . v. Tuͤrkheim , die Verwand⸗

lung der den Standes - und Grundherrn und Corpora —
tionen angewieſenen Entſchaͤdigungen in Schuldverſchrei⸗ —
bungen auf den Briefsinnhaber betreffend ,

Beylage Ziffer 144 .

Zur Digcuffion beider Berichte wurde eine der

naͤchſten Sitzungen beſtimmt .

Zufolge der Tagesordnung verlas der Staatsrath
Frhr . v. Tuͤrkheim den erſten Theil der Gemeinde -

ordnung nach den von der Erſten Kammer beſchloſſenen
Veraͤnderungen;

Beylage Ziffer 145 .

v . Kettner : Es wird nicht auſſer den Graͤnzen
der Beſcheidenheit liegen , wenn ich mir erlaube , uͤber

Ù. go der Gemeindeordnung , obgleich folcher nach dem

Befchlufe der hohen Kammer bereitë angenommen ift ,
eine Erlaͤuterung zu erbitten . Das Verhaͤltniß zwiſchen
dem landesherrlichen Polizeydirector und der ſtaͤdtiſchen

Polizeycommiſſion iſt mir nicht deutlich , und ich weiß
nicht , wie nach dem vorhergehenden Artikel , welcher
die , unter die Aufſicht der ſtaͤdtiſchen Polizeybehoͤrde
gehoͤrigen , Gegenſtaͤnde aufzaͤhlt , die Reſſortgraͤnzen zwi -
ſchen jenen beiden Behoͤrden getheilt werden ſollen Ich
Slaube , dağ in dem Artikel ausgedruͤckt werden ſollte :
„ der landesherrliche Polizehdirector fuͤhre bey den ge⸗
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108 Protofole der Erten Kammer .

meinſchaftlichen Berathungen den Vorſitz , da die ſtaͤdti⸗
fhe Polizeycommiffion demfetben untergeordnet fey .
Wåre dief nicht der Fall , fo wården alle jene Gegen⸗
ſtaͤnde der Erledigung der ſtaͤdtiſchen Polizeycommiſſion
ohne Einfluß der landesherrlichen Poltzeydirection uͤber —
laſſen bleiben .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Die Abſicht des Beſchluſ⸗
ſes der Kammer uͤber dieſen Punct gieng , ſo viel ich
mich entſinne , eben ſo wie der Antrag der Commiſſion
dahin , hinſichtlich der groͤßern Staͤdte nur in ſo fern
etwas Beſonderes zu ſtatuiren , daß der landesherrliche
Polizeybeamte den Verhandlungen der ſtaͤdtiſchen Poli —
zeybehoͤrde beywohnen , und wenn er etwas , dem In —
tereſſe der Reglerung Nachtheiliges , wahrnehme , Ein —

ſchreitungen veranlaſſen koͤnne, und zwar in Gemaͤß —
heit der ſ . 18 und 19 wonach die Localſtellen den Ve -

zirksſtellen untergeordnet ſuud . Ohnehin wird der zwey —⸗
te Theil der Gemeindeordnung auch in dieſer Bezie —
hung naͤhere Beſtimmungen enthalten muͤſſen.

v. Kettner glaubt , daß ſich die Kammer uͤber
die von ihm in Zweifel gezogene Abſicht des fruͤher
gefaßten Beſchluſſes erklaͤren muͤſſe , denn es koͤnnte

hierin Grund genug liegen , gegen die Annahme der

ganzen Gemeindeordnung zu ſtimmen .

Frhr . v. Berkheim : Er halte eine naͤhere Be -

ſtimmung in jenem Sen får wuͤnſchenswerth , da leicht
Irrungen entſtehen koͤnnten , und der vorgeſchlagene Zu —
fas um deßwillen keinem Anſtand unterliegen koͤnne ,
weil jede Municipalbepórden unter der Bezirfefielle fte -
be ; wenn daher der Polizeyamtmann in der ftádtifcden
Polizeyeommiſſion erſcheine , derſelbe den Vorſitz und
die Leitung der Geſchaͤfte habe .
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Reg . Com . Frhr . v. Liebenſtein : Die erſte
Kammer hat şu diefem Şen einen : Zufag beſchloſſen,
welchem ich , meiner Inſtruction gemaͤß, beygeſtimmt ha⸗
be . Wenn ich mich gleich wegen eines mweitern Bufa -
tzes in dieſem Augenblicke ohne Inſtruction befinde , ſo
glaube ich doch , daß der von dem Herrn Landobekjaͤ—
germeiſter v. Kettner vorgeſchlagene weitere Beyſatz ,
zur Vermeidung moͤglicher Mißverſtaͤndniſſe , unbedenk —

lich aufzenommen werden koͤnne.

Nachdem der Frhr . v. Tuͤrkheim nochmals dar —

auf aufmerkſam gemacht hatte , daß die landesherrli —
he Polizeyeommiſſion doch nicht identiſch mit der Be —

zirksſtelle ſeye , folglich das bloße Beywohnen des Vor⸗
ſtandes der erſtern , demſelben zwar Gelegenheit , eine

Einſchreitung des Amtes zu veranlaſſen , aber nicht zur
eigenen , unmittelbaren Einſchreitung geben koͤnne, und
wenn man Letzteres wirklich beabſichtige , allerdings eine

weitere Beſtimmung raͤthlich werde , — und v. Kett —
ner ſeinen fruͤhern Bemerkungen noch das Beyſpiel
der Armenpolizey in groͤßeren Staͤdten hinzugefuͤgt hat⸗
te , wo die Regierung eine bedeutende Summe aus
dem Aerar zuſchieße , und alſo auch einen Einfluß auf
die Verwaltung haben muͤſſe, auh Se . Durchlaucht ,
der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſi ein , dem v. Kettnerſchen
Antrag beygeſtimmt hatten , ſo erklaͤrte ſich die Kam⸗

mer — ( mit Ausnahme des Hofraths v. Rot —
teg

fùr vie pon dem Landoberjågermeifter v. Kett -
ner vorgeſchlagene Nachverbeſſerung des §.
90 und

einhellig
fuͤr die Gutheißung der , von der Commiſſion
vorgelegten , Reda etion der Gemeindeordnung .
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110 Protofolle der Eren Kammer .

Der Hofrath v. Rotteck bemerkte , daß nun wohl
uͤber die Annahme oder Verwerfung dieſer , nach dem

Sinn der einzelnen Beſchluͤſſe redigirten , Gemeindeord⸗

nung in Ganzen werde abzuſtimmen , oder doch wenig —
ſtens daruͤber , ob man ſolches wolle , oder nicht ,
ein Schluß zu faſſen ſeye . Seines Erinnerns ſey am

Ende der Discuſſion uͤber die Gemeindeordnung ſolche
Schlußfaſſung auf die Vorlage der Redaction blog ver

ſcho ben worden .

Der Frhr . v. Tuͤrkheim und der geh . Hofrath

Zachariaͤ verſicherten dagegen , es ſey damals bereits

beſchloſſen worden , nicht uͤber Annahme oder Verwer⸗

fung im Ganzen abzuſtimmen , und letzterer las eine

vor ipm liegende Faſſung ſolches Beſchluſſes abz wor —

auf der Hofrath v. Rotteck erwiederte , daß , wenn

es ſich dem alſo verhalte , was er , da er ſeine eigene

Aufſchreibung nicht bey der Hand habe , nicht wieder —

ſprechen wolle , ſein Antrag auf Abſtimmung natuͤrlich
nicht mehr Statt finden koͤnne .

Die Tagesordnung fuͤhrte zur Fortſetzung der Dis —

euſſion uͤber die Gewerbeordnung .

Frhr . v. Weſſenberg : Aus voller Ueberzeugung

ſtimme ich fuͤr das Begehren eines Geſetzes , wodurch
der Grundſatz der allgemeinen Gewerbefreyheit ausge —

ſprochen , und die wenigen nothwendigen Ausnahmen ge —

nau und beſtimmt bezeichnet werden . In ſſo weit ſteht
meine Anſicht mit der des Herrn geh . HofrathsZa —

chariaͤ auf einer Linie . Zugleich halte ich jedoch fuͤr

keineswegs uͤberfluͤſſig , daß in dem Geſetze die Gewer⸗

befreyheit , mittelſt einer zweckmaͤßigen Gewerbeordnung ,
vor ſtoͤrenden Mißbraͤuchen und Ausartung in Gewerbs —

anarchie geſichert , die unmittelbare Beaufſichtigung und

Handhabung dieſer Gewerbeordnung aber eigenen , ge⸗
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ohl waͤhlten Gewerberaͤthen uͤbertragen werde . Beweisgruͤn⸗

em de þiefår find zum Theil fhon von Mndern entwidelt

w worden , theilg wird die Erdrterung der einzelnen Nr -

iige tifel deg vorliegenden Entwurfs den beten Anlaf ges

ht , ben , ſie geltend zu machen .

am Nur eine Bemerfung erlaube ich mir zum Bor -

che aug ,

et Sollte man nåáåmlich von den Gewerberaͤthen die

naͤmlichen Nachtheile , wie von den Zúnften beforgen s
fo fönnte ith diefe Beſorgniß nicht theilen , teil die

sth Gemerberårhe durch ihren Zwed ihre Zufammenfegung

itg und ihre pflichtmaͤßige Theilnahme an dem Gedeihen

etz fåmmtlicher Gewerbe von den einzelnen Zünften , die

ine nur ifr beſonderes Intereſſe im Auge Haben , wefentlich

or⸗ unterſcheiden . Doch jetzt wird mir nur obliegen , mei -

nh ne Grúnde fúr das geſetzliche Ausſprechen des Grund -

ene fazes allgemeiner Gemwerbefreyheit anzugeben ,

er⸗ Recht ſehr bedauern muͤßte ich es (ich kann es

ich nicht bergen ) mwenn die Gewerbefreyheit durch grofe

Shmwierigřeiten aufgehalten werden folte , nachdem Doch

is⸗ die Studirfreyheit ohne Schwierigkeit zum Geſetz er —

hoben worden iſt . Es moͤchte dabey den Anſchein ge⸗—

winnen , als ob die Folgen mißrathener Studien fuͤr
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die Geſammtheit weniger bedenklich , weniger nachtheilig ,

rch waͤren , als die Folgen mißrathener Gewerbsunterneh —

ge⸗ mungen . Dieſer Meinung kaun ich aber eben ſo we — E]
ge— nig ſeyn , als ich dem Koͤrper den Vorzug vor dem y ;
opt Geit einråumen fanne Bey den Studien hat man Ad

3a- in der Regel eine der Berufsarten im Auge , denen
r:

fùr die Beförderung des Gemeinmohlg obliegt ; wogegen AS
— die Gewerbe zunaͤchſt nur den Privatvortheil des Un⸗ z

ig , nehmers beabſichtigen . Es haͤngt keineswegs von der

* freyen Wahl des einzelnen Staatsbuͤrgers ab , ob er

nd von einem fåhigen oder nicht fåhigen Beamten dag

e⸗
Recht nehmen wolle ; wohl aber ſteht ihm die Wahl
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unter geſchickten oder minder geſchickten Handwerkern
frey .

Alle Gruͤnde, die der Studirfreyheit das Wort

reden , ſprechen eben ſo ſtark , wo nicht noch ſtaͤrker , fuͤr
die Gewerbefreyheit , und den moͤglichen Inconvenien
zen der Studirfreyheit wird gerade durch die Gewer —

befreyheit am Beften , und ohne fie nie gang begegnet ,
indem fie denfelben entweder zuvorfommt , der fie mie -
der auggleicht . Ehen fo wåre eg ein Widerſpruch ,
HNandeldfreyheit zu verlangen , die Gewerbefreyheit aber

mit Zunftzwang eingezaͤumt zu laffen . Nie wird Han -
delgfreyheit auffommen , nie wird fie blúhen , wo und

fo lange Zunftzwang die Gewerbe noch umſchlingt .
Die Gleichheit der buͤrgerlichen Rechte , wie unſere Ver —

faſſung ſie ausſpricht , und der große , unſchaͤtzbare Bor -

theil des ungehemmten Fortſchreitens in der Vervoll —

kommnung der Gewerbe , vereinigen ſich zu Gunſten der

Gewerbefreyheit . Zunftzwang hingegen fuͤhrt nothwen —
dig zur Ausſchließung , zum Monopol , und hindert die

freye Concurrenz , bey welcher doch allein ein wirkſa —
mer , lohnender Antrieb zu Vervollkommnung der Ge —
werbe Statt finden kann .

Von einer Umformung der Zuͤnfte verſpreche ich
mir nichts . Es hieße dieß einen Mohren meif wa -

ſchen wollen . Nicht in der Form der Zuͤnſte (dieſe iſt
ziemlich gleichguͤltig) liegt ihr Nachtheil , ſondern in ih —
rem Geiſt , ihrer Tendenz . Dieſer Geiſt , dieſe Tendenz
treten den Verbeſſerungen des Gewerbeweſens ſelbſt —
ſuͤchtig in den Weg ; ſie laſſen ſich nur durch Aufhe —
bung der Zuͤnfte austreiben .

Deswegen halte ich es fuͤr ſehr wichtig , daß das

Geſetz den Grundſatz der allgemeinen Gewerbefreyheit ,
mit Bezeichnung der wenigen nothwendigen Ausnahmen
klar und unumwunden ausſpreche . Der hervorragen -
de Flor der Gewerbe in England und Frankreich , der
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bey dem Zunftzwang niemals zu dieſer Hoͤhe gelangt
waͤre, leiſtet hiefuͤr die zuverlaͤßigſte Buͤrgſchaft , und
it das unverwerflichſte Urgument , vor twelhem ale

Einwendungen deg furzfichtigen und engherzigen Bor :

urtheils verſchwinden muͤſſen.
Die vorzuͤglichſten ſtaatswirthſchaftlichen Schrift⸗

ſteller vor und nach der Franzoͤſiſchen Revolutions
Adam Smith , Stewart , Forbonnais , Tur —

30t , Sap , Ganilh , Chaptal , erflåren fih alle ein -

fimmig gegen das Zunftwefen , dag feinen Nugen laͤngſt
uͤberlebt bat . Chaptal in ſeinem claſſiſchen Werke

von der franzoͤſiſchen Induſtrie zeigt augenſcheinlich ,
wie ſehr in Frankteich ſeit der Aufhebung der Zuͤnfte
alle Gewerbe , ungeachtet ihrer vielen und langjaͤhrigen
Stoͤrungen durch die Geburtswehen des Staats , ſich
gehoben haben . Er fuͤhrt aber auch aus der vorheri —
gen Zeit die hoͤchſt merkwuͤrdige Thatſache an , daß
aus der Vorſtadt St . Antoine von Paris , der eingi -
gen , wo damals die Gewerbe frey von Zunftzwang
getrieben wurden , die meiſten Erfindungen und Bers

beſſerungen in den Gewerben hervorgegangen find :
Vergeblich ſchuͤtzt man eine Gefaͤhrdung der Rechte

er jetzigen Inhaber von Gewerben vor . Ihre Rechte
werden durch Einfuͤhrung der allgemeinen Gewerbe —⸗
freyheit keineswegs beeintraͤchtigt . Wohl aber iſt ihr
Monopol , ihr Pribilegium , eine beſtaͤndige , fortwaͤh —
ende , Beeintraͤchtigung der Rechte aller Staatsbuͤrger ,
nicht nur der Gewerbetreibenden , auch derjenigen , die
arbeiten laſſen . Hoͤchſtens koͤnnte in Anſehung einiger
wenigen Monopole , wenn fie vom taat erfauft wåren ,
bey ihrer Aufhebung der Anſpruch auf Entſchaͤdigung
Plag greifen , Der gute , gefpidte Arbeiter wird
die Gewerbefrepþeit nicht foeuen , er fann bep ipe
nur gewinnen , wenn aber der ſchlechte dadurch zuruͤck⸗
geſetzt wird , ſo geſchieht ihm nur , was Rechtens iſt ,

8Protokolle der 1. ammer . gr Bd
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nicht das mindeſte Unrecht . Was ferner das Eiger

thum der Zuͤnfte betrifft , ſo bin ich allerdings
dafuͤr , daß es der Geſammtheit der Genoſſen deg bez

treffenden Gewerbes verbleibe . Nur ſoll es eine durch⸗
aus nuͤtzliche, dem Gewerbe ſelbſt foͤrderliche , Verwen⸗

dung erhalten . In keinem Fall aber ſoll und darf es

ein Hinderniß der Gewerbefreyheit abgeben .

Endlich gebe ich gerne zu , daß , wie bey der

Studirfreyheit , die Ausuͤbung eines gelehrten Fachs
im Dienſte der Geſammtheit durch den Erfolg gewiſ —

ſer geſetzlich beſtimmter Pruͤfungen bedingt wird , eben

ſo auch der ſelbſtſtaͤndigen Ausuͤbung eines Gewerbs

eine , geſetzlich zu beſtimmende , Pruͤfung voraus gehen

ſoll . Solch eine Pruͤfung , obgleich ſie nicht abſolut
und allgemein fuͤr nothwendig anerkannt werden duͤrfte ,

ſcheint mir doch eine gerechte und billige Vorſorge ,

welche die Regierung , wenigſtens dermal noch , bis

die Gewerbefreyheit Fruͤchte getragen hat , den Gewer⸗

betreibenden ſowohl , als den uͤbrigen Staatsbuͤrgern

ſchuldig iſt . Jedoch wird die Pruͤfung mehrentheils

nur in der Lieferung einer Arbeit zu beſtehen haben ,

indem dieſe am beſten und zuverlaͤßigſten die Faͤhig—
keit beweist . Die Beurtheilung der Arbeit aber wird

nicht der oͤfters neidiſchen , oder eiferſuͤchtigen Genoſ —

ſenſchaft des betreffenden Gewerbs zu uͤberlaſſen , ſon⸗

dern dem unpartheyiſchen Gewerberath zu uͤbertragen

feyn . Doch daruͤber noch ein Wort zu fagen , wird

ſich ſpaͤter Anlaß darbieten .

Ich wiederhole jetzt meinen allgemeinen Antrag ,

und fuͤge noch mein offenes Glaubensbekenntniß bey ;

daß waͤhrend auch die beſte Gewerbeordnung nur ne⸗ —

gativ zum Gedeihen und zur Vervollkommnung der

Gewerbe beytragen kann , die Regierung durch gute

Gewerbsſchulen , groͤßere und kleinere , hoͤhere
und niedere , auf eine ſehr poſitive Mrt darauf
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et einwirken , und auf den Erfolg mit Zuverſicht rechnen

ngö koͤnne. Geſetze koͤnnen die Gewerbe entfeſſeln und be —

be⸗ ſchuͤtzen , nur bildende Anſtalten koͤnnen ſie beleben und

rch⸗ veredeln .

ena

e8 Frhr . v. Falk enſte in : Wenn ich das Hobe
Praͤſidium als Berichtserſtatter noch einmal um das

der Wort bitte , ſo geſchieht es in der Abſicht , demit es

ichs mir vergoͤnnt ſeye , einige Hauptmomente des Vor —

wiſ⸗ trags des Herrn geh . Hofraths Zachariaͤ als Cinmen -
ben Dungen gegen die Commiiftongantråge , im Ginne der
erbs letztern , in Kuͤrze zu beleuchten :

hen Der verehrte Nedner hat behauptet , daf durd
olut die Beybehaltung der Zuͤnfte ſchaͤdliche Monopole be —

ifte huͤnſtigt wuͤrden . Wenn dieſe Behauptung , ruͤckſichtlich
rge , der alten biéherigen Zunflverfaſſung , zugegeben wird,

bis ſo kann dieſes doch durchaus nicht bey jener neuen
ver⸗ Verfaſſung der Zuͤnfte der Fall ſeyn , wie dieſelbe in

gern Verbindung mit einer neuen , die Gewerbefreyheit x
eilg moͤglichſt beguͤnſtigenden , Gewerbebrdnung gewuͤnſcht `
eN , Und vorgefolagen wird . Man werfe nur einen Blid

—*hig⸗ auf die , in dem Commiſſtonsberichte enthaltenen , deß⸗ —
vird fallſtzen Beſtimmungen . Nach dieſen letztern fol es +3
nof jedem Bürger in einer : Gemeinde erlaubt : feyny das A
fon - ordnungsmaͤßige erlernte Gewerbe , in welchem er ges —*

gen Prùft worden ift , augzuůben , und gu treiben , Ger z
vird ner fol der bisherige grofe Unterfhied zwifHen der Z

Gemwerbbefugnifen auf dem Lande und in den Gtådten *
rag » aufgehoben , - und nicht minder folen ale Erzengniffè

Éeyy des imnern Gewerbfeigeg ungehindert von einem Orte fa |
nes deg Landes in dfe andern gebracht und verfanft wer - —
der den duͤrfen. Ich frage nun : wie iſt es moͤglich, daß beh —2

gute dieſen Beſtimmungen Monopole entſtehen oder beguͤn— *
here ſtigt werden koͤnnen ? Liegt nicht vielmehr hierin N
rauf GN i
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der erfe rafe Schritt zu einer gaͤnzlichen Gewei ?

befreppeit ?
Wenn die Zinfte bisher die Beſchuͤtzerinnen des

Zunftzwanges und der Monopole waren , ſo werden

ſte nach ihrer neuen Geſtaltung gerade rie entgegen -

geſetzte Rolle uͤbernehmen , indem ſie naͤmlich in zweck⸗
maͤßiger Wechſelwirkung mit den Gewerberaͤthen die

neue Ordnung der Dinge handhaben muͤſſen. Bon

dem verehrten Redner wurde ferner angefuͤhrt , daß
durch die Zuͤnfte der buͤrgerlichen Freyheit Eintrag ge —

ſchehe . Wenn die Zuͤnfte in ihrer neuen Geſtaltung
ſich blos mit der Handhabung einer wohlthaͤtigen Ord —⸗

nung unter den Gewerbsgenoſſen , ruͤckſichtlich der Erzie —
hung und Ausbildung der Gewerbbefliſſenen , der Ver —

haͤltniſſe zwiſchen Meiſter und Geſellen , und der guten

Verwaltung und Verwendung des Zunftvermoͤgens ,
abgeben , wenn ſie weder den freyen Betrieb der Ge —

werbe , noch den freyen Verkehr mit Erzeugniſſen des

Gewerbfleißes hindern koͤnnen , ſo iſt wohl nicht abzu —
ſehen , wie dadurch die buͤrgerliche Freyheit geſtoͤrt ,
oder derſelben zu nahe getreten werden kann .

So wenig man behaupten kann , daß durch gute

Polizeygeſetze in einem Staate die buͤrgerliche Freyheit
gefährdet werde , eben ſo wenig laͤßt ſich dieſes von

einer guten , zweckmaͤßigen Zunftordnung ſagen ; daß
aber dieſe letztere wirklich eine zeitgemaͤße Form erhalte ,
dafuͤr werden die Beſtimmungen der neuen Gewerbe —

ordnung ſorgen , ſo wie die Gewerberaͤthe die beſten

Waͤchter ſeyn kounen , daß kein ſchaͤdlicher Kaſtengeiſt ,
kein Zunftzwang mehr aufkomme .

In dem Vortrage des verehrten Redners kommt

die Bemerkung vor , daß , weil man mit der Studir —⸗

freyheit und der Gemeindeordnung neue Verſuche ge —

macht babe , man es auch eben ſo mit der Gewerbe⸗

freyheit thun muͤſſe
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Jh muf befennen , daf ich , wie ih eë bereitg
in dem Commiſſtonsberichte erklaͤrt habe , kein Freund
von eigenfinnigem Feſthalten an dem bisher Beſtan —
denen bin , und daß ich daher jeden Schritt zu einem

verbeſſerten Zuſtande gewiß zu ſchaͤtzen weiß ; nur fann

ich mich bey ſolchen Radicalreformen einer gewiſſen aͤngſt⸗
lichen Beſorgniß nicht erwehren , daß der Eifer fuͤr
das Beſſere zu weit fuͤhren , und daß das beſtehende
Gute mit dem Boͤſen zugleich vertilgt werden moͤchte.
Auch halte ich es nicht fuͤt raͤthlich, Dag gleichzeitig
ſo viele neue gewagte Verſuche gemacht werden , wenn
ſie gleich groͤßtentheils auf ſehr ſchoͤnen Theorieen be —

ruhen . Es moͤchte ſonſt dem Staate wie den Kran —
ken gehen , an denen man verſchiedene Heilmethoden
auf einmal verſucht , und die gerade deßwegen nicht
zur Geneſung gelangen koͤnnen.

Endlich wurden auch fremde Staaten ale Bep
ſpiele fuͤr die unbedingte Gewerbefreyheit angefuͤhrt

Es iſt nicht zu mißkennen , daß man ſehr fuͤ
die unbedingte Gewerbefreyheit eingenommen werde

muß, wenn man den bluͤhenden Zuſtand der Gewerb
in England und Frankreich betrachtet ; allein es ent —

ſteht bey dieſer Betrachtung doch die Frage : ob

nicht der große Umfang und der Reichthum , ſo wie
die ausgedehnten und guͤnſtigen commereiellen Verhaͤlt —
niſſe dieſer Laͤnder , einen eben ſo großen Antheil an

dem vortheilhaften Zuſtande der Gewerbe haben , als
die Einfuͤhrung einer unbedingten Gewerbefrehheit ?

Ferner iſt zu erwaͤgen, daß dieſe Laͤnder ſchon
auf dem Punete ſtehen , zu dem Wir erſt hinzukom⸗
men trachten ; die bedenkliche Uebergangsperlkode iſt
ůberſtanden , dort hat man alfo nicht mehr die nah -
theiligen Folgen zu beruͤckſichtigen , welche der ſchnelle
Wechſel eines beſchraͤnkten Zuſtandes mit einem unge —
bundenen, nothwendig mit ſich fuͤhren muß : es ſind
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daſelbſt keine Verhaͤltniſſe zu beachten , die , ohne unge —

recht gegen die Zeitgenoſſen zu ſeyn , mit Schonung
behandelt werden muͤſſen. Wohl aber iſt alles dieſes
bey ung der Fal , ound meun eS daher zwey Wege

gibt , die zum némlichþen Biele führen , fo wåple man

doch den ſicherſten , naͤmlich den vorbereitenden , oder

den Weg der Erfahrung !

v. Rotteck : Ich war nicht geſonnen , an der

Discuffion uͤber die Gewerbeordnung beſondern Theil

zu nehmen , weil mir der Gegenſtand — zum Behuf
der Vorlage blos allgemeiner Wuͤnſche an die Regie —

rung — durch die gruͤndlichen und lichtvollen Eroͤr —

terungen , die er ſowohl in der zweyten Kammer ,

als in dem Berichte unſerer Commiffon erhalten ,

hinreichend entwickelt ſchien . Der in der letzten Sitzung
vernommene Vortrag eines verehrlichen Mitglieds ,

welcher , einen kuͤhnern Schwung nehmend , die Herſtel —

lung einer ganz uneingeſchraͤnkten Gewerbefreyheit
begehrt , und heute ſich der Zuſtimmung noch eines

hochverehrten Redners erfreute , noͤthigt mich jedoch ,
wenigſtens mit einigen Worten , die Tendenz zu recht —

fertigen , die meine eigene Abſtimmung nehmen wird .

Dieſe Tendenz wird naͤmlich den Antraͤgen der zwey —

ten Kammer und unſerer Commiſſton gleichlaufend ,
mithin auf eine , noch in etwas beſchraͤnkte , Ge —

werbefreyheit gehend ſeyn .
Faſt ſollte man dabey glauben , es haͤtten der

verehrte Redner in der letzten Sitzung und ich ihre
Rollen gewechſelt . Ich , dem fon wiederholt
der Vorwurf gemacht worden , das hemmende und er —

haltende Prineip , welches , wie man ſagt ,in dieſer Kammer

vorherrſchen ſollte , verlaͤugnet zu haben , ſcheine es heute
in Anſpruch zu nehmen zu Gunſten der Erhaltung einiger

beſtehender Gewerbseinxichtungen , und mein verehrter
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Gegner , welcher fo oft jenem hemmenden Princip und

dem hiftorifhen Rehte feine Huldigung darbrachte , er -

Hebt fich zu meinem Erſtaunen auf einmal zur entſchie⸗
denen Krieg s erklaͤrung gegen die Vergangenheit , und

will ſofort eine „ Hauptſchlaſcht “ liefern wider das

alterthuͤmliche Zunftweſen .
Es kann mir jedoch nicht ſchwer werden , die Con -

ſequenz meiner Principien auch bey dieſer ſcheinbaren

Abweichung zu bewaͤhren . Ich glaube naͤmlich , und

von jeher hatten meine Abſtimmungen dieſe Richtung ,
es ſoll uͤberall da , wo das Recht es erheiſcht , d . h.

wo die Inſtitutionen der Vergangenhelt als wirkliches
Unrecht , oder als unſerer Conſtitution widerſtreitend ,

erſcheinen , ein entſchiedener Krieg dagegen gefuͤhrt, und

dag Unrecht bis auf die Wurzel vertilgt werden .

Nicht alſo , wo bloße Berechnungen der Staats⸗
wirthſchaft zu einer Veraͤnderung den Anſtoß geben .
Hier ſoll man ſachte , von der Erfahrung Schritt fuͤr
Schritt geleitet , mit moͤglichſter Beachtung aller Inter —

eſſen und mit Schonung des Beſtehenden verfahren ,

alſo nur allmaͤhlig dem Ziele ſich naͤhern . Nur das

Recht gebietet unbedingt , in der Sphaͤre der Klugheit
mag man wohl umſichtig und zaudernd ſeyn .

Alfo ifs mit den Zénften . Was an ihren

Einſetzungen als widerrechtlich ſich darſtellt , muͤſſe

ohne Verzug und Schonung getilgt werden ; was aber

blos minder gut , oder den Planen der Staats⸗

wirthſchaft minder foͤrderlich erſcheint , das werde nur

langſam , an der Hand der ſorgſamen Pruͤfung und Er —

fahrung , aus dem Wege geraͤumt .
Was iſt nun ungerecht bey dem Zunftweſen ?

das Daſeyn der Zuͤnfte gewiß nicht . Die buͤrgerli—
che und insbeſondere die Gewerbefreyheit vertraͤgt ſich
mit Zuͤnften uͤberhaupt ſo gut , als die Studir⸗

freyheit — die mein Gegner als Beyſpiel anzog —
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mitden Facultåten , und menn man bey unbeſchraͤnkten
Freyheit des Studiums doch die A us uͤbung einer Wiſ⸗
ſenſchaft — als Arzt , Advocat u. ſ. w. nicht nur an
gewiſſe Formen des Studiums und an Proben bindet ,
fondern felbft , wie bey Advocaten , cine gewiſſe Zahl
feſtſetzen zu duͤrfen glaubt , uͤber welche hinaus geo Ba
in einem Beziré feine meitern follen lizenzirt werden ;
fo ft fich ein analoges Redt des Staates in Anſe⸗
hung der Gewerbe nicht wohl bezweifeln . Ja , der
verehrte Redner , gegen welchen ich ſpreche , hat ſelbſt
durch Statuirung einiger Ausnah men , z. B . der
Apotheker dasjenige Princip anerkannt , worauf hier
meine ganze Lehre beruht : naͤmlich es iſt dem Staate
erlaubt , aus Gruͤnden des oͤffentlichen Wohls GiB
Sicherheit in weiterer Vedeutung Deg Wort ) die Gez
werbefreyheit zu beſchraͤnken. Ein mehreres begehre
ich nicht . Das Princip der Freyheit mag gar wohl
beſtehen mit den Zuͤnften. Denn mit nichten ſoll
mit dieſen jenes der Ausſchließung aufgeſtellt ſeyn . Sie
folen weder der allgemeinen Erwerbs - over Arbeits⸗
freyheit eines jeden Staatsbuͤrgers , noch dem Rechte
oder Intereſſe der Conſumenten Eintrag thun . Aber
eine Beſchraͤnkung , welche fuͤr jeden Staatsbuͤrger
gleichmaͤßig ausgeſprochen iſt , hebt den Begriff der
allgemeinen buͤrgerlichen Freyheit nicht auf ,
der Nachtheil einer ſolchen , durch allgemeines Geſetz
auszuſprechenden Beſchraͤnkung , ſo wie der Nachtheil
der Conſumenten , der aus vermindeter Coneurrenz der
Arbeiter entſpringt , mag eine Vergleichung aushal —
ten , mit dem Vortheile , der ihnen z. B . aus der
Verhuͤtung des Betrugs und aus der vergroͤßerten Si⸗
cherheit fuͤr die Guͤte der Waaren entſpringt . Daß in
beiden Sphaͤren das Mittelmaaß , naͤmlich die Linie
des Rechts und des allgemeinen Vortheils niht úber .
ſchritten werde , dafuͤr buͤrgt die repraͤſentative Verſaß
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fung ; weil þier diejenigen , welche gefeglih Befhråns
kungen ausſprechen , zugleich diejenigen find , die durch
Diefelben gebunden werden .

Als Momente får die Entſcheldung der Frage :
ob nun wirklich die Zuͤnfte aufgehoben werden oder

fortbeſtehen ſollen , moͤgen einige Blicke auf die Vor⸗

theile , die von ihnen theils naturgemaͤß abfließen ,
theils durch weiſe Benutzung zu gewinnen ſind , von

Bedeutung ſeyn ; Vortheile , die ſich theils auf die

Zunftgenoffen ſelbſt , theils auf die uͤbrigen
Buͤrger , als Conſumenten betrachtet , und theils endlich
auf Dag allgemeine Staatsleben beziehen .

Der Redner entwidelte nunmehr die Bortheile ,

welche erſtens den Conſumenten durch die Zuͤnfte
zugehen ; naͤmlich die beſſere Gewaͤhrleiſtung fuͤr Guͤte

und Dauerhaftigkeit zc . der Waaren , und Abhal—⸗
tung eines jeden Betrugs , und des zudringlichen An —

bietens von aͤuſſerlich ſchoͤner und innerlich ſchlechter
Waare , indem niemals der voruͤbergehende — von Chaz
rakter wie von Zufaͤllen abhaͤngende Credit eines ein —

zelnen Mannes ſo begruͤndet ſeyn koͤnne, wie jener ,
der durch vereinte Aufmerkſamkeit einer fortlebenden
Zunft erhalten wuͤrdez und indem weiter die Zuͤnfte
durch regelmaͤßigen Unterricht und Ausbildung
den Nachwuchs kuͤchtiger Gewerbsleute verbuͤrgten .

Er mwůrdigte ferner zweyteng den — bey der

großen Zahl der Zuͤnfte , oder der Mugbreitung deg

Gewerbsſtandes auch får die Geſammtheit hoch anzu —

ſchlagenden — Vortheil der Zunftgenoſſen , wel —

cher theils in den eben beruͤhrten Puncten , theils auch
in einem bey Fleiß und Maͤßigkeit geſicher ten Le —

bensunterhalt , Zuflucht in Arm uth oder Krank —
heit , Unterſtuͤtzung beym Wandern u. ſ . f. beſte⸗
he, und durch deſſen Verluſt ploͤtzlich eine ſehr große
Anzahl von Staatsgliedern aufs empfindlichſte wuͤrde
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gedrúdt werden , Endlich ſprach er drittens von
dem Verhaͤltniß der Zuͤnfte zum Staatsle —

ben im Ganzen . Die Zuͤnfte ſind eine , ſchon durch
das Alter ehrwuͤrdige , ja aus der Natur ſelbſt her —
vorgegangene , Einſetzung . Aehnlich den geſellſchaftlichen
Vereinbarungen der nachbarlichen Wohner , die naturge —
maͤß zu Gemeinden ſich ſammeln , ſind die Vereinba —

rungen der Genoſſen eines Gewerbs . Was
dort die Nach barſchaft und die aus derſelben ent —

ſtandenen vielſeitigern Beruͤhrungen , das wirkt hier die

Gemeinſchaft des Intereſſes , der Lebensweiſe , der

Beduͤrfniſſe u. ſ. . , und es ſind alſo die Zuͤnfte den
Gemeinden zu vergleichen , und , ſo wie dieſe , keines —

wegs ein Uebel , ſondern vielmehr ein koſtbares Gut —

fuͤr den Staat .

Hebt man die Zuͤnfte auf , und proclamirt man
eine ganz uneingeſchraͤnkte Gewerbsfreyheit , ſo entſteht
ſofort ein ungezaͤhmtes Rennen nach Gewinn im Fache
der Gewerbethaͤtigkeit ein Krieg Aller gegen Alle .

Zwey Hauptquellen der Erhaltung und der Ge —

ſundheit hat der Staat , den Land bau und den © ez

werbfleiß . So wie es aͤuſſerſt verderblich fuͤr ihn
ift , wenn Grund und Boden einerfeit in die aller -

kleinſten Pareellen vertheilt und anderſeits zu un —

geheuern , ganze Bezirke verſchlingenden , Privatguͤ —
tern vereinigt wird ; alſo beſteht ein gleich koſtbares
Intereſſe fuͤr ihn im Felde der Gewerbethaͤtigkeit , oder

des Gewinns aus Gewerben . Hier , wie dort ,
folen niht einige wenige grofe Gewerbgherren ,
und eine Maffe von armen , blog dienenden , Arbeitern

feyn , fondern eg folen , fo wie móglihf viete , måfiig
grofe , dem Unterhaltgbedúrfnig einer Familie ent -

ſprechende Bauernguͤter , alſo auch moͤglichſt viele ,
maͤßig ausgedehnte , doch wohl verſicherte , dem Lebens —

unterhalt einer Familie bey Fleiß und Maͤßigkeit genu —ͤ
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gende , Kreiſe des Gewerbsgewinns ſeyn ; und ſo

wie dort beym Landbau durch weiſe Erbsgeſetze u .

a. Anſtalten der Anhaͤufung ungeheurer Laͤndereyen in

wenig Haͤnden , und der Vermehrung nahrungsloſer ,
knechtiſcher Colonen , ſoll geſteuert werden , alſo hier

bep den Gewerben durch Zuͤnfte . Bey freyer Con —

currenz werden naturgemaͤß die Thaͤtigern , Begehr —

lichern , Gluͤcklichern , oft auch die Schlaueſten
und Betruͤg lich ſten , am meiſten aber die Reich ern ,

den uͤbrigen den Rang ablaufen . Kein Gewerbtreibender

iſt mehr einen Tag lang ſeines Unterhaltes ſicher . Die

genuͤgſame , ehrbare , ſtille Lebensfreude , die ſo

viele Tauſende begluͤckte , ſie iſt dahin ; jeder muß den

Gewinn deg Tages moͤglichſt erhoͤhen , denn er kann

auf den morgenden nicht mehr zaͤhlen . In dieſem Krie —

ge Aller gegen Alle wird aber bald der Arme ver —

draͤngt und unterdruͤckt werden , durch Jenen , der ein

großes Capital hat . Ohne eigene Emſigkeit oder

Kunſt ſetzt dieſer dadurch tauſend dienſtbare Haͤnde in

Bewegung , betreibt alle Gewerbe fabrikmaͤßig , reißt alle

Kunden an ſich , und verſieht allein einen ganzen

Markt . Dem armen Gewerbsmanne bleibt nichts uͤb⸗

rig , als gleichfalls Lohnknecht des Reichen zu werden ,

und ſo entſteht in kurzer Grift eine Theilung deg

Gewerbſtandes in zwey ungleiche Claſſen , wovon die

eine an Zahl geringe — wie die Grundherrn des

Mittelalters den Grund — das Feld der Gewerbthaͤ —⸗

tigkeit und des Gkwerbegewinns als Eigenthum oder

Eroberung beſitzt , die andere , hoͤchſt zahlreiche — wie

die an die Scholle gehefteten Knechte — um kuͤmmer —

liches Brot arbeitend , die Schaͤtze der erſten mehrt ,

aber zugleich — wie zumal die Erfahrungen Englands

zeigen — in daͤllen der geſteigerten Noth , oder in

Sålen deg Banquerouts ihrer Brotherrn , eine fuͤr die

Ruhe des Staats ſehr gefaͤhrliche Maſſe , die vorzuͤg⸗
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tichte . Hoffnung der Radicalen @iefen Namen in
ſeiner ſchlimmen Bedeutung genommen , ich fenne da :
von auch eine gute ) find :

Wollen wir diefe unfelige Geldariſtokratie ver —
huͤten , wollen wir eine große Zahl von ſelb ſt ſt aͤn —
digen , zufriedenen und ruhigen Buͤrgern haben ,
ſo laßt uns die Zuͤnfte ehren und erhalten , als wel —
chen wir groͤßtentheils ſolches koſtbare Beſitzthum ver —
danken . Beym Landbau — mnd dieg ift der Un -
terſchied , welchen ich wohl zu beruͤckſichtigen bitte —
beym Landbau ſetzt der Umfang des Grundes der

Erwerbung ein gewiſſes Ziel , und die Eigenſchaften der
Producte ſind meiſt leicht nach Guͤte und Werth zu
erkennen . Bey den Gewerben hat der Specula⸗
tions⸗ oder Eroberungsgeiſt keine natuͤrliche Grenze , er
muß ihm durch poſitive Verfuͤgung geſetzt werden ,
und hier ſind auch Uebervortheilung , Lift , 3u -
dringlichkeit und Gluͤck weit maͤchtiger als dort .
Noch will ich bemerken , daß die Zuͤnfle ſelbſt eine
Schule des Patriotismus oder des Buͤrgerſinns
werden koͤnnen . Wenn es naͤmlich wahr ift , dag von .
der engherzigen Selbſtliebe bis zur Vaterlandsliebe in
einem Staat , welcher mehr als eine Gemeinde umfaßt ,
cin etwas großer , von der Empfindung Des weniger
Gebildeten ſchwer zu machender Schritt iſt ; ſo erſchei⸗
nen die kleinern Verbindungen im Schooße des
Staates , die , wie allmaͤhlich ſich erweiternde Kreiſe , fuͤr
die Erkenntniß wie fuͤr die Empfindung , ſich darſtellen ,
alſo die Familien , die Gemeinden , die Bezirks —
genoſſenſchaften . f . . , daher auch die Zuͤnfte
und Innungen wie eine wahre Schule des Patrio —
tismus ; worin naͤmlich der Einzelne ſich angewoͤhnt ,
ſich nicht blos als iſolirtes Weſen , fondern als Theil
einer Geſammtheit zu betrachten , und dieſer Gez

ſammtheit mit Intereſſen , Pfüichten und Liebe
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verbunden zu ſeyn . Nichts Traurigeres , und mehr den kaͤl⸗
in

da⸗ teſten Egoismus Naͤhrendes gibt es , als eine Verfaſ —

ſung , wornach auf einer Seite blos die Regierung

et
Oder die hohe dee der GtaatSgefammtheit , und

ina auf der andern Seite Lauter Einzelne — Milio -

en ,
nen von Einzelnen — fich befinden . Wenige vermý -

elz Ben e fofort , fih mit Geif und Hery big zur gro -

er⸗
ßen Geſammtheit empor zu ſchwingen , und alles ver⸗

in — ſinkt daher in ſchnoͤde Selbſſt ſucht, ſo wie , wenn

D5 nicht mehrere Gtaaten , fondern nur ein Welttaat

der waͤre, durchaus keine Rettung gegen den troſtloſeſten

et Egoismus , kein Erhebungsmittel zur Humanitaͤt

zu
mehr bliebe .

la⸗ Mit dieſen allgemeinen Andeutungen — dem

er Zweck der vorliegenden Discuſſion gemaͤß — enthalte

n
ich mich ſpecieller Vorſchlaͤge , und bemerke nur

u - nod, daß eine Zunftverfaſſung , wornach je dem Staats —
3

rte buͤrger, welcher ordnungsgemaͤß ein Gewerbe erlernt hat , A

*
die Aufnahme in die Zunft muͤßte gewaͤhrt ( den nicht —

nS ſchon durch die Geburt Berechtigten etwa gegen ein ver —

on. haͤltnißmaͤßiges Einkaufsgeld ) und mwornach ferner ge - Ri
ii wife einfachere Gewerbe auch aufferhalb der Zunft A

t , oder in Vereinbarung mit eigentlichen 3 unftgewerben kea

er dürften getrieben werden , woned endlich in allen mit K
$a dem allgemeinen Wop ! oderden Yntereffen der ——
8 ùbrigen Bårgerclaffen verbundenen Dingen der 3

t Staat allein , in den blos einheimiſchen Zunftſa — Sa
y hen jedoch die Zunft felbf autonomifHh zu gebieten HA

5
haͤtte — die uns vorliegende Mufgabe fey , Mit Bor -

A

R behalt einiger befonderer Bemerfungen gu den einzelnen 6

ja Urtifeln der ung mitgetheilten Wûnfhe , timme ich hier - 3

i ai im Allgemeinen auf Beytritt zu dem Beſchluſſe E

£
er zweyten Kammer , nah dem Ginne deg Commiffiong -

berichtg ,
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Frhr . v. Baden ? Einige Worte uͤber die Straf⸗
reden , die gegen die Zuͤnfte gehalten worden , erlaube
ich mir zu ſagen , obgleich meine augenblickliche An⸗

kunft mich in das Einzelne des Streitgeſpraͤchs einzu —⸗
laſſen , mir nicht geſtattet .

Die Zuͤnfte ſind unſere aͤlteſten Inſtitute in Eu —

ropa , welchen wir unſern hoͤhern Grad der Cultur zu
danken haben ; ich will nur eine Zunft zum Beweis hier
anfuͤhren , naͤmlich die Maurerzunft , welcher wir
die herrlichen Monumente in Strasburg , Freyburg und
Coͤlln zu danken haben , welche in Schottland alle große
Gebaͤude im hohen Styl ihrer Beſtimmung leitete , wel⸗

che , wenn ſie noch ſo rein erhalten waͤre, uns gewiß
nicht in dieſen Saal beengt haͤtte, und dieſem Staͤnde —

hauſe jenen Charakter wuͤrde gegeben haben , den ein

ſolches Gebaͤude ſeinem Zwecke nach verdiente . Allein

diefe Zunft blicb niht in ihrer Verbindung bey Ge -
båuden frehen , ihr haben wir fo manche bòbere Cultur

zu danken , vielleicht ſelbſt unſer Zuſammenſeyn hier .
Die Zuͤnfte ſind fuͤr das Fortſchreiten des Kunſtfleißes
geweſen , was die Kloͤſter der Wiſſenſchaft ; ich will da —

durch ſo wenig dem Moͤnchthum , als dem Zunftzwan —
ge Dag Wort reden . — Allein ſo wie die Studirfrey —
heit Jedem zu ſtudiren erlaubt , ſo ſoll Jedem erlaubt

ſeyn , jedes Gewerbe zu erlernen ; die Zuͤnfte ſollen die

Pruͤfungsanſtalt des Erlernten ſeyn , und das Geſetz
ſoll dieſer Zunftanſtalt dieſen reinen Charakter geben
— in Verbindung mit Unterſtuͤtzungsanſtalt — und es

wird gebeſſert , ohne zuſammengeriſſen zu werden . Stras —

burg gibt uns das Bild jener ſoliden Einrichtung , denn

ſchwerlich finden ſich beſſere Arbeiter alg dort .

Ich ſchließe mich nach dieſem dem Commiſſtons —
antrage an .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Durch die ſo eben vernom —
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raf⸗ mene Rede wird die Berathung wieder auf den Punet

ubg zuridgefůhrt , auf welchen e $ in diefer Angelegenheit

An⸗ ankommt . Ohne zu wiederholen , was ich hieruͤber in

zu⸗ der letzten Sitzung geſagt habe , erlaube ich mir nur ,

darauf aufmerkſam zu machen , daß man nicht

Eu⸗ weiter kommen wird , wenn man immer nur von

zu Gewerbfreyheit im Allgemeinen , und von den Bor -

hier theilen derſelben ſpricht ; denn dieſelbe iſt als allgemei —

wir nes Princip nicht angefochten worden , ſondern die Ver —

und ſchiedenheit der Meinungen bezieht ſich blos auf die

ofe Wahl zwiſchen jenen beiden Syſtemen , welche ich in

vel⸗ Ermanglung anderer Bezeichnungen , das Patent : und

wiß ein gelaͤutertes Zunftſyſtem genannt habe .

Dez Go wie eg bey der Berathung Aber einen Gefez

éin entwurf auf die genaue Erdrterung Der Ausführung ei -

fein neg Grundfageg in allen einzelnen Beftimmungen anz

Ge⸗ kommt , ſo iſt es bey der Berathung uͤber eine Motion

tur von entſcheidender Wichtigkeit , ſich uͤber die allgemei —

iers nen Ideen ſelbſt zu verfåndigen , von welchen bep der

fes erſt zu erwartenden Geſetzgebung ausgegangen werden ſoll . J

da⸗ Die Beybehaltung einer Verbindung unter den f

anz Genofen eines Handwerfs , welche man nur dann mit Ae

rey⸗ dem alten Namen einer Zunftverbindung bezeichnen K

ubt darf , wenn man fich dabey von Der dee der biêheri - w

die gen , uicht wohl in Schutz zu nehmenden , Zunfteinrich⸗

fet
"

tungen gang log matt , fann , nah meiner Ynfidt , nur

ben aus dem Geſichtspunct des Intereſſe des Publicum i
es und dem allgemeinen Intereſſe des Nalionalreichthums H

ag - und der Gtaatgpolizey vertheidigt werden , welhen idh
3

enn in der legten Gigung gwar niht auggefåhrt aber ange - 9

deutet habe , und worauf man ſich auch in den Bera — aa

ng - thungen der zweyten Kammer beſchraͤnkt hat . F
Der Redner vor mir hat dieſe Zunfteinrichtungen

auch aus dem Geſichtspunete der wohlthaͤtigen Folgen

stii eines Koͤrperſchaftsgeiſtes auf den allgemeinen Charak —

Le)

eon
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ter der buͤrgerlichen Geſellſchaft in Schutz genommen ,
und eineFolge davon wird feyn , daß er von dieſer bishe⸗
rigen Zunftverfaſſung mehr beyzubehalten gemeint ſeyn
muß , als ich und alle diejenigen fuͤr raͤthlich halten
koͤnnen , welche eine fortdauernde Verbindung der Ge —
werbtreibenden , blos aus Gruͤnden der Nationaloͤcono⸗
mie und der Polizey ; — in letzterer Hinſicht nament⸗
lich der Conſumenten wegen — empfehlen . Allein ſo
intereſſant es mir auch war , in der Darſtellung der
Vortheile engerer Verbindungen , und eines dadurch zu
erweckenden , der Selbſtſucht entgegen arbeitenden Ge —
meinſinns , eine Ausfuͤhrung jener Idee zu finden , wel -
he ith am Shlug meineg Berichtes ber die Gemein -
deordnung mit einigen Worten nur beråhrt þatte , fo
glaube ih doh , daf Gewerbe , in welchen nur der
Einzelne feinen Zwed , der Staat aber nur Mittel zu
den Zwecken der Geſammtheit erblicken kann , fuͤr die

Geſetzgebung keinen Haltpunet geben koͤnnen, um einen
untergeordneten Gemeinſinn daran zu knuͤpfen, ſondern
daß dadurch nur eine dem Intereſſe des Publieums ſich
entgegenſtellende Selbſtſucht befoͤrdert werden muͤßte.
Der Verfolg wird zeigen , wie wir bey dleſen verſchie⸗
denen Anſichten , in dem was beybehalten werden ſoll,
von einander abweichen muͤſſen.

Zachariaͤ : Es iſt in aͤhnlichen Verſammlungen
uͤblich , daß der , welcher einen Antrag gemacht hat , ſich
auf die ihm entgegengeſtellten Einreden am Schluſſe
des Streitgeſpraͤchs eine Erwiederung erlauben darf .

Ich darf um ſo mehr auf dieſe Nachſicht rechnen ;
da ich bis jetzt als Vertheidiger der Gewerbefreyheit ,
in dieſer Kammer allein ſtehe . Denn auch der Herr
Bisthumsverweſer , Frhr . v. Weſſenberg , vertheidigte nur
den Worten nach dieſelbe Sache . Freylich darf ich
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niht hoffen , daß meine Vertheidigung an die Feldzuͤge
des ſiebenjaͤhrigen Krieges erinnern werde .

Bor wey Dingen wit ih mig möglich zu bi -
ten fuchen , daS zu wiederholen , was ich bereits in der

legten Sitzung uͤber denſelben Gegenſtand geſagt habe ,
und — zu viel bey allgemeinen Grundſaͤtzen zu ver —

wellen . Dieſe ſind eine Vorkoſt oder ein Nachtiſch ; ſie
gnen fih nicht zur Hauptſpeiſe .

Gleich Anfangs muß ich den eigentlihen Streit -
Punct beftimmen , Die Hauptfrage if die :

Soll eine allgemeine Gemwerbfrêyheit verftattet

werden , mit Vorbehalt gewifer , auf be fon -
deren Gruͤnden beruhender , Ausnahme für ei -

nige befimmte Arten der Gemerbe ? oder

folen die Gewerbe tnter die unmittelbare Qei -

tung des Staates , gleichſam unter cine Befoͤr⸗
ſterung , geſtellt werden , ſeye es , daß dieſes
durch eine Zunftberfaſſung , oder durch andere
Mittel und Behoͤrden , z. B . durch Gewerbs —

raͤthe, oder auf die eine und die andere Weife
zugleich geſchehe ?

Das erſtere Syſtem iſt von einem verehrlichen
Redner mir gegeniiber das Patentfyftem genannt
Worden, Ich fann diefer Benennung nicht - beyftim -
men , Die Patente find in Fránfreich ur ein Mittel ,
von den Gewerben , unbeſchadet der Gewerbfreyheit , ei —
ne Steuer zu beziehen . Die Patente gehoͤren niht
zu dem Weſen der Gewerbefreyheit , ſondern fie beru -
ben auf dem Intereſſe des Staats haushaltes . — Ue -

ber das zweyte Softem bemerfe ih nur dag vorláw

fig, dag alè die obenangegebenen Fålle ihrem Grunde
Und Zwecke nach niht von einander verſchieden ſind .

er Bedenklichſte moͤchte uͤbrigens der ſeyn , wenn
man Zuͤnfte und Gewerbsraͤthe neben einander beſte⸗hen laͤßt . — Ich habe den Grundſatz der Gewerbefrey —

Protokolle der 1 . Kammer . qe Bd . 9
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heit in der letzten Sitzung zuvoͤrderſt durch Thatſa⸗

hen au vertheidigen gefucht . Seh win jegt denfelben
Grundfatz noch durch Beyſpiele von den Folgen zu er -

laͤutern ſuchen , welche die ſtrenge Leit ung der Ge -

werbe hervorbringt . Eine jede Einrichtung lernt man

am beſten da kennen , wo ſie bis aufs aͤuſſerſte verz

verfolgt worden iſt . In China ſtehen die Gewerbe
unter der ſtrengſten Leitung ; und — die Chineſen ſind
alte Kinder , ſie drehen ſich ewig in demſelben Kreiſe .
Die Kaſtenverfaſſung iſt eine ſtreng durchgefuͤhrte Zunft⸗

verfaſſung . Aber man vergleiche die Kunſt der Aegyp⸗

tier , bey welchen es Kaſten gab , mit der Kunſt der Grie —

chen . Bey den Erſtern blieb die Kunſt auf dem Puncte

ſtehen , auf welcher ſie ſich befand , als die Kaſtenver —

faſſung ihre volle Ausbildung erhielt . Die letzteren

bildeten die Kunſt fort , weil ſie don den Feſſeln der

Kaſten⸗ und Zunftverfaſſung frey waren .

Ich habe die Gewerbfreyheit ferner durch allge —

meine Gruͤnde zu vertheidigen geſucht .
Ich behaupte nicht , daß die Zunftverfaſſung oder

eine andere Bevormundung der Gewerbe zu einer je —

den Zeit und unter einer jeden Bedingung zweckwid —

rig ſeye . Das , was ein verehrtes Mitglied , das wir

lange vermißt haben , und jetzt freudig wieder in unſe —

rer Mitte erblicken , zum Lobe der Zuͤnfte des Mittel⸗

alters , zum Preiſe der Bauwerke , welche die freyen

und nichtfreyen Maurer aufgefuͤhrt haben , ſagte , un⸗

terſchreibe ich von ganzem Herzen . Aber andere Zei —

ten , andere Sitten ! Eine Erziehungsart , welche fuͤr das

cine Alter tauglich iſt , iſt es deswegen noch nicht fuͤr

ein anderes .

Daher habe ich auch die Gewerbfreyheit beſon —

ders aus dem Grunde verrheidiget , weil ſie ausſchließ —

lich mit dem Geiſte der jetziigen Verfaſſung im Ein —

klang ſtehe .⸗ Ich erlaube mir , hieruͤber nech Folgen -
des dinzuzuſetzen .
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Man klagt ſo oft uͤber die Groͤße der oͤffentlichen
en Ausgaben . Aber der wahre Grund iſt , daß wir zu viel
r⸗ regiert ſeyn wöollen . Ich koͤnnte wuͤnſchen , daß das

Bort : „ Staat ünbefannt wäre , fo viete dunfle Borz
ſtellungen verbergen ſich hinter demſelben . Was man

dom Staate fordert , fordert man von Andern , mußbe man alſo bezahlen . Die Landbeamten lich ſpreche nicht
id vom Miniſterium ) moͤchten ſich in England und Ba
fe. den, die Bevoͤlkerung gleich gefegt , etwa wie eins zu
ft - vier verhalten .

i
— Allerdings ſagt Montesquieu , daß Koͤrperſchaften
ie⸗ im Geiſte der Einherrfchaft ſind . Aber er ſpricht von
cte der unbeſchraͤnkten Einherrſchaft .
ers Um wenigen Fant idh zugeben , daf Koͤrperſchaf⸗
en ten , daf Bånfte dem Gemeing ei fte förderlich ſeyen .der Sie zerſtören ihn vielmehr . Lykurg , der doch gewiß

wußte, wag zur Belebung der Vaterlandsliebe gehboͤre ,
gez löste ſogar die heiligſte und menſchlichſte aller Verbin —

Ungen , die Familienverbindung , damit ſeine Sparta⸗
wer niir Spartaner waͤren .

Allerdings if dag Syſtem der Gewerbefreyheit ein
id⸗ kriegerifhes Softem . Mber nur da if Leben und
vis , ortſchreiten , wo Kampf umd Krieg if , Muh unſere

der

je⸗

fez Cfafung gedeibt nur auf dDiefem Wege .
teb

Endlich Habe ih in der vorigen Sitzung noch auf
ne en Bufammenhang der vVorliegenden Aufgabe mit einer
hi Menge aͤhnlicher Aufgaben hingedeutet . Go frehen
et è B . die Studirfreyheit und die Gewerbefreyheit
a $ Bang auf derfelðen Linie , Cin jeder fonn fiudiren ,
fùr wie und twag er twil ; mldi er ſich zu Staatsdien⸗

ſten, fo pruͤft ihn der Staat . Ebenſo ſey es einem
on Iden geſtattet , fih einem jeden Gewerbe gu widmen ,
eß⸗ Wenn er denn ſeine Waaten anbletet , ſo pruͤft ihn der
in⸗ Abnehmer. Warum hier noch einen Dritten herbeyru⸗
er fen — die Zunft oder einen Gewerberath ?

9
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Ich fuͤrchte nicht , daß man mich der Unfolgerich⸗

tigkeit beſchuldigen werde . Ich habe auch in aͤhnlichen

Faͤleen die Sache Der buͤrgerlichen Freyheit als die mei⸗

ñige vertheidigt . Yh Habe dagegen bey politiſchen Fra⸗

gen die verfaſſungsmaͤßige Beſtimmung unſerer Kanimer

feſt ins Auge zu faſſen geſucht.
Dieß bemerke ich , damit es nicht ſchiene , als ob

ich ohne irgend ein Syſtem zu ſprechen gewagt haͤtte .

Doch der verehrte Herr Berichtserſtatter hat bemerkt ,

daß es jetzt in dieſer neuerungsſuͤchtigen Zeit , wohl am

wenigſten an der Zeit ſey , eine ſo bedeutende Neue⸗

rung , wie die Einfuͤhrung der Gewerbefreyheit , zu ver⸗

ſuchen . Hat dieſes ſeine Richtigkeit — was ich an

feinen Ort geſtellt ſeyn laſſe , — ſo ſollte man wohl
die Antraͤge der zweyten Kammer gaͤnzlich verwerfen /

da ſie auf halbe , ja , wie ich in der letzten Sitzuns

gezeigt zu pateu glaube , unausfuͤhrbare Maaßregeln

hinauslaufen 3 man ſollte lieber eine guͤnſtigere Zeit ab ?

warten :

Ater dag fann ih nicht zugeſtehen , daß wir fúr

die Gewerbfreybeit noch nicht reif waͤren . — Leiſte

denn die Zunftverfaſſung , oder leiſten Einrichtungen

derſelben Gattung Gewaͤhr fuͤr die Guͤte der Hand⸗

werkserzeugn ſſe ? Hat noch niemand Die Erfahrung gë

maht , da er ge B . einen Hut kaufte , wether aud

nicht ben kleinſten Hoflichkitsbezeugungen widerſtand?
Die Elinwendung laͤßt ſich ja durch ſo viele andere

Thalſechen entkraften ! Warum wachſen die Knaben auf

dem Lande ſo freudig und keck heran ? Weil man ſie

my feb iborläft ! In die atademiſche Frevbeit ma
F

gin Gut , das im Ganzen ſehr wohlthaͤtig wirkt , wenn fi

auh gar manche Duró den Mißbrauch untergehen ? —

Der if ein ſchlechter Staats mann , der ohne Noth MLLE

Dagte aber auch den Staatsmann kann ich niht prer

fen , der eim jedes Wagſtuͤck ſcheut !
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Auch das Intereſſe der dermaligen Handwerks —
meiſter ſcheint mir nicht ein genuͤgender Grund zu
feon , die Gewerbefrehheit nicht gleich jeht an die
Stelle des Zunftweſens zu ſetzen — Das Monos
hol der Zuͤnfte hat ſchon dadurch einen entſcheidenden
Stof erhalten , daf die Regierung zur Mnlegung von ,
Sabrifen ermådtigen fann : Man frage einen jeden
Handwerksmeiſter, mas. nadh , dén , vorliegenden Bor -
ſchlaͤgen der zweyten Kammer von dem Monopole der

Zuͤnfte noch uͤbrig bleibt ! Der Tadel , den ” ip mir
über diefe Vorſchlaͤge auszuſprechen erlaubt habe , iſt
daher nicht der , daß ſie dieſes Monopol beguͤnſtigen ,
ſondern der , daf ſie es vernichten , und dennoch Zuͤnfte
beſtehen laſſen .

Ich gebe zu , daß man , wenn die Zuͤnfte bey
uns aufgehoben werden , unfere jungen Handwerker we —
Riger freundlich auf der Wanderfchaft aufnehmen wera
de. Aber ſeitdem es bey uns eine polytechniſche
Anſtalt gibt , und man jetzt das meiſte aus Buͤchern

ernen kann , was man ſonſt geſchickten Meiſtern abſe⸗ben mufte , it dag . Wandern . niht mehr fo , wie
ehemals Beduͤrfniß . Wohlhabende Handwerker wer —

en ohnehin darauf Bedacht nehmen , ihre Kinder
auch im Auslande lernen zu laſſen

Ich wiederhole daher meinen , in der letzten
Sitzung gemachten , Antrag .

Sehr . v. Türéheim : Der Herr geh . Hofrath
Bahariä bat im Eingang feiner Rede mißbilligt ,
daß ich zur Beziehung des von ihm empfohlenen Sh —
ſtems den Ausdruck : Patentſhſt em gebraucht habe .
Ich koͤnnte mich beflagen , daß er das entgegenſtehende ,
zu welchem ich mich bekenne ein Syſtem der Bevor —
undung von Kindern , gleichſam das Syſtem der

Sefoͤrſterung genannt hat . Die Einwendung gegen die
enennung Patentſyſtem bezieht ſich blos auf das
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Wort , an welches man ſich nicht halten muß , welches

ich jedoch preis gebe . Bey der Patenteinrichtung in

Zeankreich iſt uͤbrigens die finanzielle Seite , naͤmlich

die auf die Patente gelegte Steuer , ganz verſchieden
von der pollzeylichen , nach welcher zur Treibung eines

Gewerbs ein bloßes Patent genuͤgt ; dieß hat mir Unz

laß zur Benennung gegeben , und dieſe Einrichtung iſt
eben ſo wenig finanziell , als es bey uns alle Verlei⸗

hungen ſind , bep melchen zugleich Taren und Spor -

teln angefegt werden , Uebrigens koͤnnen wir zu keinem

Reſultate kommen , wenn man ſich gegenſeitig die Ex⸗
treme vorwirft , und , wie hier , die Gegner nach China

und zu den alten Aegyptiern verweist . Von Einrich⸗

tungen , wie ſie dort beſtehen , oder beſtanden , iſt nix —

gends die Rede . Man muß ſich verſtaͤndigen , aus⸗
ſprechen , was man beabſichtige , und es wird ſich zei⸗

gen , dağ mau fich , wenn man auch niht einig ift , DoD

úber Mancheg , woran von feiner eite gedacht , wird , ohne

Noth bekaͤmpft, und daß man wenigſtens nicht ſo weit

von einander entfernt iſt , als bey den erſten allgemei⸗

nen Aeuſſerungen angenommen wurde .

v . Rotteck : Da das hohe Praͤſidium den Schluß
des Streitgeſpraͤchs noch keineswegs verkuͤndet hat , ſo

darf ich wohl , ungeachtet der von einem fruͤhern Red⸗
ner gemachten Andeutung , noch ein paar Worte . zy

Widerlegung der gegen mih vorgetragenen Einmůrfe

ſprechen . Einige derſelben beruhen auf bloßem Na⸗
menſtreit , und auf mir unbegreiflichem Mißverſtaͤnd⸗
nif . Wie kann man denn immer von Kaſtengeiſt un ?

von engherziger Ausſchließung ſprechen ? — Kein

einziger von allen Rednern hat ſolche gewollt , ſondern

vielmehr haben Alle ausdruͤcklich und warm der Ge⸗
werbefreyheit gehuldigt . Namentlich habe ich ſolches
gethan , und bin daher durchaus uͤbereinſtimmend ge⸗
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hlieben mit allen Principien , die ich in meinem Berichte
uͤber den Hauſtrhandel aufſtellte . Nicht eine der dort

urglrten Ruͤckſichten habe ich hier vergeſſen Das

Intereſſe der Zunftgenoſſen verdient doch gewiß auch
eine Beruͤckſichtigung . Alle Zuͤnfte mit einander bil —
den einen ſehr großen Theil des Staatsganzen , und
das Intereſſe des Ganzen beſteht nicht aus der Summe
der Theilintereſſen . Was nutzt die Hindeutung auf
Ertreme , auf China und Aegypten ? Ich verwerfe ſie ,
ſowie ich auch das Extrem einer ganz ungebundenen
Gewerbefreyheit verwerfe . Hier , wie uͤbera beruͤhren
ſich die Extreme , beide ſind gleich ſchlimm . Die weiſe
Mittelſtraße allein fuͤhrt uns gut . Sobald die Zuͤnfte
nicht mehr Ausſchließung uͤben duͤrfen, ſo hoͤrt
ihre Schaͤdlichkeit und der engherzige Geiſt ihrer Ge —

noſſen auf . Ja , ich moͤchte ſagen , ſelbſt in minder
gelaͤuterter Zunftverfaſſung bleibt doch die Engherzig⸗
teit der Bunftgenoffen minder Håflih , als jene
des puren Egouſten . Jener hat doh ein Gemein -

twefen, dem . er. mit Liebe und Eifer angehrt , die -
fer pat Niemanden , als ſich ſel bſt . Und wenn es

wahr iſt , daß man das Vaterland in dem Maaße
mehr liebt , als es uns Guͤter gewaͤhrt — Familie
Gemeindeverband , Corporationggut u . f fe fo ift auh
die Zunftverfaſſung — welche den Gewerbsleuten ein

geſichertes , maͤßiges Gluͤck, und ihren Kindern den Le

bensunterhalt , ſofern ſie arbeitſam und maͤßig bleiben ,
gewaͤhrleiſtet — allerdings ein Grund mehr fuͤr dieſe
Claſſe von Buͤrgern , den Staat zu lieben , der dieſes
Gut ihnen erhaͤlt.

Mit nichten iſt unſere Verfaſſung einiger Gewerbs⸗
beſchraͤnkung entgegen fo wenig . alg irgend - einer an -

dern geſetzlichen Beſchraͤnkung der buͤrgerlichen Frey⸗
deit ; ſie leiſtet uns nur die Gewaͤhr dafaͤr , daß ſolche
Veſchraͤnkungen nie anders , alg wo fie wahrhaft



136 Protokolle der Erſten Kammer .

wohlthaͤtig oder noͤthig , werden eingefuͤhrt oder erhalten

werden . Dieſelbe Verfaſſung laͤßt uns billig hoffen , daß

die Arbeiten und Unkoſten der Regierung nie uͤber das

Maaß des wahren Gemeinnutzens werden vermehrt

werden . Aber der groͤßern Wohlfeilheit allein wegen wol⸗

len wir die Zuͤnfte oder uͤberhaupt die polizeyliche Lei⸗

tung der Gewerbe nicht aufheben , ſo wenig wie uͤberall

eine andere nuͤtzliche und zweckmaͤßige Regierungsthaͤtig⸗
Ffeit , Gonfi fåmen wir endlich , dahin , ung . lieber der g ans

zen Regierung zu entſchlagen .

Nicht eben wegen Montesquieu ' s Autoritaͤt

habe ich die Corporationen in Schutz genommen , ſondern

aus Sachgruͤnden . Obwohl allerdings auch Moutes⸗

quieu ' s Lehre denſelben , und zwar gerade in beſchraͤnk⸗
ten Monarchieen , nicht in despotiſchen , das

Wort redet . Aber mie kann man uns das Beyſpiel
des Lycurgus heute entgegenhalten ! Der abenteuer —

lihe Bau feiner Nepublié war ſelbſt in ſeiner Zeit

eine Mißgeſtalt , und hat , eben durch Unterdruckung

der ſchoͤnſſten Naturgefuͤhle , die haͤßlichſten Auswuͤchſe

erzeugt . Wahrlich nicht in ſeinem Sinne wollen wir

handeln , in einer erleuchteten , die Natur des Men -

ſchen und des Staates beffer fennenden Beit ! —

Man þat jång auch die Behauptung aufgefelt :
dag Zunftvermoͤgen biete dem Staate die Mittet

dar , die durch Aufhebung der Zuͤnfte etwa Benachthei —

ligten zu entſchaͤdigen . Denn obwohl dieſes Vermoͤ —

gen , ſo lange die Zuͤnfte befanden , unantaftbar feye ,

ſo falle es doch nach ihrer Aufhebung , als erbloſes

Gut , dem Staat anheim . Schoͤne Maxime ! den Le —

benden zu berauben , haͤlt man fuͤr unzulaͤſſig , aber ihn

todtzuſchlagen , und den Todten ſodann zu entkleiden ,

das ſoll angehen ! — Dann : welches Maaß der Ent⸗

ſchaͤdigung !— Viele Zuͤnfte Haben wenig oder gar kein

Zunftvermoͤgen , und die Benachthelligung trifft nicht
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ten blos die lebenden . Meifter , fonder aud ihre Kinder

daß und Enkel .

das Ich faſſe alles Geſagte zuſammen in zwey Worte :

prt Ich will Gewerbefreyheit , jedoch ohne gaͤnzliche Auf⸗

pol - hebung , vielmehr nur . mit Berbeferung und Laͤuterung

Lei— des Zunftverbands . Keine Ausſchließung von Befaͤhig⸗

ralk ten , fein 3mwang gegen die Confumenten fol Statt

tig - finden , wohl aber eine geregelte Verbindung Der Ge -

ans werbsgenoſſen zu den Zwecken ihres Gewerbs , und zu

mittelbarer Befoͤrderung des Staatswohls .

itaͤt

vern Se . Durchlaucht , der Herr Fårft v. Loͤwenſteln ?

tes⸗ Ich habe mich ſchon in der letzten Sitzung uͤber dieſen

aͤnk⸗ Gegenſtand ausgeſprochen . Fuͤr eine unbedingte Ge⸗

das werbefreyhelt kann ich nicht ſtimmen ; wenn gleichwohl

piet daͤfur das Beyfplel von . Franfreih und England an -

uerz gefuͤhrt worden , ſo kann fih diep nur auf die groͤßern

Zeit Staͤdte beziehen ; in den Provinzialſtaͤdten und auf

ung dem Lande ſind doch die Gewerbe wenigſtens in kei —

ichſe nem beſſern Zuſtande , als in Deutſchland . In der

wir Ueberzeugung , daß eine voͤllige Gewerbefreyheit dem

Ren - Gewerbfleiße nachtheilig waͤre , und viele Familien zu

Grunde richtete , ſtimme ich vollkommen mit dem Com⸗

elt : miffiongantrage fúr eine freyfinnige Gewerbeordnung -

ittel

thei⸗ Frhr . v. Weſſenberg : Um einem moͤglichen

rmoͤ⸗ Mißverſtaͤndniſſe zu begegnen , bemerke ich , daß in

ſeye , Frankreich , wo die allgemeine Gewerbefreyheit geſetzlich

ofeg beſteht , und durchgehends ausgefuͤhrt iſt , dennoch das ,

Le⸗
was wir unter Gewerberath verſtehen , unter dem Na-

ipn men Conseil dos Prudhommes beftehe . Gemer-

den , beraͤthe wuͤrden , nach meiner Anſicht die Zuͤnfte, die

Ent⸗ man jetzt ohne Zunftzwang will fortbeſtehen laſſen ,

kein ganz uͤberfluͤſſig machen , und fie in allem dem , wag

nicht zur Foͤrderung des Gewerbeweſens geſchehen kann , fuͤr
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die Gewerbe insgeſammt erſetzen . Uebrigens kann
ich mir kelne Zuͤnfte vorſtellen , die nicht mehr oder
weniger auf eine , dem Gewerbe ſelbſt nachtheilige ,
Ausſchließung hinarbeiten wuͤrden . Werden mr in
den Staͤdten ſolche Zuͤnfte ferner belaſſen , waͤhrend die
Gewerbe auf dem Lande , obgleich im uͤbrigen den
Stadtgewerben ganz gleichgeſtellt , ohne alle Zunftbe⸗
ſchraͤnkung getrieben werden duͤrfen , ſo wird es die
Folge haben , daß die Gewerbe aus den Staͤdten auf
das Land ſich begeben , wo ſie , frey von laͤſtigen Ein —
ſchraͤnkungen , leichter ſich entfalten , und zur Voll⸗
kommenheit gelangen koͤnnen .

Auf die vom hohen Praͤſidium gehaltene Um⸗
frage erklaͤrte ſich die Kammer

mit 14 gegen 2 Stimmen ( v. Weſſenberg
und Zachariaͤ ) gegen den von Zachariaͤ
gemachten Verbeſſerungsvorſchlag .

Der Bisthumsverweſer Frhr . v. Weſſen berg beſtimmte
ſeinen eigenen Antrag genauer dahin : ein Geſetz zu
begehren , wodurch die allgemeine Gewerbefreyhelt als

Grundſatz klar ausgeſprochen , die wenigen nothwen —
digen Ausnahmen genau und beſtimmt bezeichnet , die
Gewerbefreyheit aber mittelſt einer zweckmaͤßigen Ge —

werbeordnung vor ſtoͤrenden Mißbraͤuchen geſichert , und
die unmittelbare Beaufſichtigung und Handhabung dieſer
Gewerbeordnung eigenen gewaͤhlten Gewerberaͤthen uͤber —

tragen werde .

Die Kammer erklaͤrte ſich aber ( mit Ausnahme
der eigenen Stimme des Frýrn . v. Weffenberg )

einhellig gegen deſſen Antrag ,
dagegen mit 14 gegen 2 Stimmen

fuͤr den Commiſſionsantrag .
Hierauf wurde die Sitzung geſchloſſen .

Zachariaͤ .
v Rot teč ,
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e ` Beylag e Ziffer 144 .

e

in

Commiſſionsbericht

⸗ über die Motion deg Herrn Staatsraths ,
e Frhrn . v. Tuͤrkheim , die den Standes - und

f Grundherren ,ſo wie gewiſſen Corporatio —

nen angewieſenen Entſchaͤdigungs⸗Renten
in verzinsliche , auf den Briefinhaber lau —
tende Schuldverſchreibungen ( in verzins —

lihe Obligationen au porteur )

;
umzuwandeln ,

: Erffattet

3 pon dem I
t 3

|

;
geheimen Hofrathe Zachariaͤ.

|

, 5. 4.

Daß Staͤmme ſich zu einem Volke , kleinere Gemein⸗

weſen ſich zu einem einzigen Gemeinweſen vereinigen ,

— daß der Staat , der ſie nun umſchließt , nachdem

er durch Eroberungen vergroͤßert worden iſt , durch die

Laſt ſeiner Groͤße zur Spaltung und Zerſplitterung der

Staatsgewalt genoͤthigt , ſich uͤber kurz oder uͤber lang

wieder in mehrere kleinere Staaten aufloͤßt , und je

groͤßer das Staatsgebiet , je zuſammengeſetzter das

Volk war , deſto ſchneller , — daß endlich dieſe kleine —

ren Staaten wieder mit einander zu einem oder meh —

reren groͤßeren Staaten verſchmolzen , oder von einem

maͤchtigeren Staate verſchlungen werden , damit fruͤher

*
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oder ſpaͤter eine neue Aufloͤſung eintrete , — das ifi ,
wie die Staatengeſchichte in ſo vielen und ſo mannig⸗
faltigen Beyſpielen lehrt , der ewige Kreislauf der Na —
tur . — Deutſchland , einſt von ſo vielen ſelb ſtſtaͤndigen
Voͤlkerſchaften bewohnt, wurde , auf Koſten dieſer Selbſtſtaͤn⸗
digkeit , ein Ganzes . Aber die fo vereinten Voͤlkerſchaf —
ten erinnerten ſich nicht ohne Sehnſucht der Vergan —
genheit . Die kaiſerliche Gewalt wurde zerſplittert . End⸗

lich war von dem deutſchen Reiche nur . noch der Na -
me uͤbrig . Jetzt leben wir. in dem Zeitalter der Wies

dervereinigung . Wer vermag vorauszufagen , wenn,
und mie Diefes Zeitalter enden merde ?

S Z

Die Aufloͤſung eines Staates trifft unmittelbar .
und am hårteften dag ganze Gemeindeweſen , das Volk
als ein Ganzes . Die Vereinigung mehrerer Staaten

zu einem Einzigen trifft unmittelbarer und am haͤrte⸗
ſten Einzelne ; diejenigen , welche , einſt Herren , jetzt
der neuen Gewalt gehorchen mifen .— So hat durd
das Verſchwinden ſo vieler kleiner deutſcher Staaten
das Volk , die große Mehrzahl , unfireitig gewonnen .
Aber der Berlu , welchen diejenigen erlitten haben ,
die einſt an der Spitze jener Staaten ſtanden , oder an
der Regierung dieſer Staaten vorzugsweiſe Theil hat —
ten , kann von Niemanden , am wenigſten von denen
verkannt werden , welche auf die thaͤtige Theilnahme
des Volks an der Verwaltung der oͤffentlichen Angele —
genheiten einen beſondern Werth ſetzen .

VEE `

€ $ ift , in einem jeden Falle dieſer Art , das Yn
terefe Der Regierung und des Bolfg , die Spannungen
zu loͤßen , die Erinnerungen zu mildern , welche die einſt
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Maͤchtigern von der offenen und freudigen Theilnahme

an der neuen Ordnung der Dinge zuruͤckhalten koͤnnten .

Nicht nur , daß die Macht des Staates von der Einig⸗

keit ſeiner Mitglieder abhaͤngt , die , von deren Verluſt

und Mißbehagen hier die Rede iſt , ſind noch ins beſon⸗
dere Maͤnner , welche , fuͤr die neue Heimath gewonnen ,

durch ihre perſoͤnlichen Eigenſchaften und Verhaͤltniſſe
die neue Ordning der Dinge , dag Wohi ihrer neuen

Mitbuͤrger , maͤchtig ſtuͤtzen und foͤrdern koͤnnen . Wenn

auch die Regierung in ihrem und des Volkes Namen

fordern kann , daß nich ts mehr an dic alten und ver -

' alteten Låndergrånzen erinnere , fo gebietet doch nicht

nur die Klugheit , fondern auh , damit dag Eigentum

in einer jeden feiner Erfheinungen heilig gehalten werde ,

dag Recht , den Verlierenden mit einer jeden andern

Entſchaͤdigung entgegen zu kommen .

Saig

In dieſem Lichte glaubt der Berichtserſtatter die

vorliegende Motion des Herrn Staatsraths , Frhrn . v.

Tuͤrkheim , betrachten zu koͤnnen und zu muͤſſen . Es

iſt in derſelben ſogar nicht einmal davon die Rede , ob

und welche Entſchaͤdigungen den Standes - und Grund —

herren bewilligt werden ſollen ? ſondern ſie bezieht ſich

ganz allein auf die Art , wie die den Standes⸗ und

Grundherren bereits zugeſtandenen , oder in Zukunft

noch zu bewilligenden Entſchaͤdigungen geleiſtet oder in

Vollziehung geſetzt werden ſollen . Nur davon iſt die

Rede , daß die Regierung die Renten , welche ihnen zur

Entfhåádigung bisher angewiefen worden find , der ihnen

în Zukunft zu dieſem Zwecke angewieſen werden , nach

dem landuͤblichen Zinsfuße von 5Procent zu Capital an⸗

ſchlagen , und ihnen uͤber dieſe Capitalien verzinsliche
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Schuldbriefe , die auf den Briefginhaber lauten , aug :

ſtellen ſoll .

gal
Die Commiffion , in deren Namen ich zu ſprechen

die Ehre habe , hat ſich einſtimmig uͤber den Antrag ver⸗

einiget ma

cine dem Zwede jener Motion enfptechende treu :

gehorfamfte Borftelung an Seine Königliche Ho -
heit , den Großherzog , zu richten .

Die beſonderen Gruͤnde , aus welchen fich dag Yn -
terefe deg Gtaateg mit Dem der Gtandesg - und Grunda

þerren får jene Motion und fåt diefen Antrag vereinigt ;

find von dem Herrn Staatsrath , Frhrn . v. Tuͤrkheim ,
ſelbſt bereits im Jahr 1820 ( vergl . die gedruckten Ver —

handlungen der Erſten Kammer vom Jahr 1820 S . 329 ,

ff . ) ſo vollſtaͤndig , deutlich und genuͤgend aus einander

geſetzt worden , daß ſich der Berichtserſtaätter kaum er⸗

lauben darf , noch uͤberdieß der Theilnahme , mit web

cher die Standes - und Grundherren auf die ſem Landtage
das große Werk einer neuen Gemeindeordnung gefoͤrdert
haben , als eines Grundes , fuͤr den patriotiſchen Wunſch
zu gedenken , daß dieſe Concordia Ordinum auf alle

Art und Weiſe erhalten und geſtaͤrkt werden moͤge.
Der Bericht wird fich daher gang allein auf diè

Beſeitigung zweyer Bedenklichkeiten beſchraͤnken , welche
der Motion vieleicht entgegengefegt werden tónntens

- O ;

Afo Erffeng : Könnte niht die vorliegende Mö -

tion indie Verhandlungen ftórend cinwirfen , welche
dermalen zwiſchen der Regierung einerſeits , und zwi -
ſchen den Standes - und Grundherren andererſeits ge —

pflogen werden ? ſo wie auf die Maaßregeln , welche

zufolge dieſer Verhandlungen dereinſt zu ergreifen ſeyn
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durften ? — Die Antwort auf dieſen Zweifel iſt wohl

nicht ſchwer . — In welcher Lage ſich auch dieſe Ver —

handlungen befinden , oder welche Folgen ihnen auch

am Ende zu geben ſeyn moͤgen , ſo kann es doch , und

zwar beiden Theilen , nicht anders , als willkommen

ſeyn , wenn dieſe Verhandlungen , wie mittelſt der vor —

liegenden Motion geſchieht , in Beziehung auf einen

Hauptpunct eine in jeder Hinfiht ficherere Grundlage

erhalten ,

——
Wichtiger iſtzweytens : die Bedenklichkeit , daß

die Rechte , Gefaͤlle und Einkuͤnfte , fuͤr welche die

Standes⸗ und Grundherren Entſchaͤdigung erhalten

haben oder anſprechen , zu einem Theile , vielleicht zu

einem großen Theile , Lehn - oder Stammgut ſind , daß

mithin beziehungsweiſe die Rechte des Lehnsherrn , und

die Rechte der Lehnsfolger und der Stammgenoſſen ge—⸗

faͤhrdet ſeyn wuͤrden , wenn den Standes - und Grinds

herren Schuldverſchreibungen auf den Briefsinhaber

ausgefertigt wuͤrden . Und , wenn ſchon dem Lehnsherrn

und den uͤbrigen Betheiligten allemal frey ſtaͤnde , die

zu ihrer Sicherung in ſo fern dienenden Maaßregeln

zu ergreifen , ſo waͤre es doch eine Haͤrte , ſie in die

Nothwendigkeit ſolcher Vorkehrungen zu verſetzen . Je⸗
doch , es kann dieſe Einwendung dadurch beſeitigt

twerden , daf einem jeden einzelnen Standes - und Grind -

herren die Schuldverſchreibung nur unter der Bedin —

gung eingehaͤndiget wird, daß er entweder die Selbſt —

ſtaͤndigkeit ſeines Eigenthums an der Forderung oder

die Zuſtimmung der Miteigenthuͤmer nachweist , ſey es ,

im letzteren Falle, daß er die Zuſtimmung unentgeltlich ,
oder daß er ſie gegen eine Vergeltung , 3. B . weil er
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ſtatt des Capitals ein Grundſtuͤck zu Lehn aufgetragen
oder in Stammgut verwandelt hatte , erhielt .

$. S.

Mit denfelben Gründen låft ſich die vorliegende
Motion auh in fo fern , alg fie die , einer Koͤrper —
fhaft får entzogene Rechte und Gefålle zu leiſtende,
Entſchaͤdigung betrifft , vertheidigen . In ſo fern ſtehen
ihr nicht einmal die Bedenklichkeiten entgegen , welché
wegen der , den Standes , und Grundherren einzuhaͤn —
digenden , Schuldverſchreibungen erhoben werden konnten .

S-
€ s geht daher der Schlufantrag der Commiffion

dahin , der vorliegenden Motion gemaͤß ,
Seine Koͤnigliche Koheit , den Großherzog , unter —

thaͤnigſt zu bitten , den Standes - und Grundher -
ren , ſo wie den Koͤrperſchaften , welchen Rechte
und Gefaͤlle entzogen worden ſind , wofuͤr ihnen
eine Entfhådigung aug Gtaatgmitteln entweder bes
reit zugebilligt worden ift , oder in Zufunft zuge⸗
billigt werden wird , uͤber den Capitalwerth dies

fer EntfHådigungen auf 5 Procent Zin
fen und auf einen jeden Briefginþaber lautende

Schuldverſchreibungen huldreichſt einhaͤndigen zu

laſſen , jedoch einem Standes - oder Grundherrn
nur unter der Bedingung , daß er nachweist , ent —

weder , daß die Forderung ſein vollſtaͤndiges Ei —

genthum ſey , oder daß die Miteigenthuͤmer ihre

Einwilligung zur Ausantwortung des Schuldbriefs
ertheilt haben .
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Beilage Ziffer 145 ,

Erſter Theil

der

Gemeindeordnung .
Nach den von der erſten Kammer beſchloſſenen

Abaͤnderungen .

Die in der folgenden Redaction nicht eitirten ſ5en deg

Entwurfs der zweyten Kammer ſind als geſtrichen

zu betrachten . )

BAV —

Erſter 6e

Allgemeine Beſtimmungen .

Sah

Wie im Entwurfe der zweyten Kammer ,

§. 2 .

Jede Gemeinde þat einen beftimmten umgrångten
Staatsbezirk , welcher die Gemarkung heißt . Jedes
Haus und jede andere Liegenſchaft muß der Gemar —

kung einer Gemeinde angehoͤren , jedoch ſind diejenigen
Waldungen, welche bisher feiner Gemaréung zugetheilt
waren , mit Einſchluß der zu denſelben gehoͤrenden Hoͤfe,
Haͤuſer und Gebaͤude , deßgleichen einzeln gelegene Hoͤfe,

Vrotokolle der 1. Kammer ar Bd. 10
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welche bisher eigene Gemarfungen bildeten , wie auh

ſolche Strecken Landes , welchen die Regierung aug beż

ſondern Gruͤnden die Eigenſchaft einer fuͤr ſich beſtehen⸗

den Gemarkung beyzubehalten oder anzunehmen ge⸗

fattet , nur in Beziehung auf die im §. 47 Nro . Ibis V
einſchließlich genannten Gemeinderechte mit der Ges

markung einer benachbarten Gemeinde zu vereinigen ,

inſofern nicht eine vollſtaͤndige Vereinigung mit Zuſtim —

mung der Betheiligten bewerkſtelligt werden kann . Sonſt

bilden jene Waldungen , Hoͤfe und Landesſtrecken auch

fuͤr die Zukunft eigene Gemarkungen .

Soe

Die Mitglieder einer Gemeinde werden Gemeinde -

buͤrger genannt . Die dermaligen Orts⸗ und Schutzbuͤr—⸗

ger werden als Gemeindebuͤrger beſtaͤtigt .

T

Cin jeder Staatsbuͤrger muß fuͤr ſich und ſeine

Familie Mitglied einer Gemeinde ſeyn .

Ausgenommen ſind Standes⸗ und Grundherren ,

Staatsdiener , Militaͤrperſonen bis zum Feldwebel , dies

ſen ausgeſchloſſen , und andere vom Staate Angeſtellte ,
Geiſtliche und Schullehrer , ſtandes - und grundherrliche

Beamte , und diejenigen , welche vermoͤge beſonderer

Bewilligung der oberſten Staatsbehoͤrde auf Nachwei⸗

ſung eines von der Verſorgungspflicht der Gemeinden

unabhaͤngigen Nahrungsſtandes die Ermaͤchtigung er⸗

halten haben , ſich in der Eigenſchaft als bloße Staats :

buͤrger in einer Gemeinde niederzulaſſen , desgleichen die

Bewohner der f > Wgedachten Waldungen und Höfe ,

vorbehaltlich der dort ausgeſprochenen polizeylichen Zu⸗

theilung .
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Heimathloſe , die einer Gemeinde zugewieſen wer —

den, ſind unter der obigen Regel nicht begriffen :

Ss 5.

Die Rechte aller Gemeindemitglieder , als ſolcher , ſind
gleich , wenn nicht dieſes Geſetz oder , in Betreff der

Gemeindenutzungen , beſondere Rechtstitel eine Aus —

nahme feſtſetzen .

—

In den Orten , in welchen es bisher in Beziehung
auf die Gemeindenutzungen ( den Buͤrgergenuß ) verſchie —

dene Klaſſen von Buͤrgern gegeben hat , behaͤlt es , was

diefe Verſchiedenheit der Klaſſen betrifft , bey den bishe -
tigen Rechten und Gerechtigkeiten ſein Bewenden .

Wo ein ſolcher Klaſſenunterſchied nicht ſchon beſteht ,
kann er nicht eingefuͤhrt werden . Wo er beſteht , kann
er durch einen , von der in Beziehung auf den Buͤr —

gergenuß bevorrechteten Buͤrger gefaßten Beſchluß auf —
gehoben werden .

Sen T;

;
Dan fann in mehreren Orten zugleich Bürger feyn ;

hicht aber an mepreren Orten zugleich . die politiſchen
Rechte eines Gemeindebuͤrgers ( alſo das Stimmrecht

in der Gemeindeverſammlung, das Recht , bey Beſetzung
der Gemeindeſtellen zu waͤhlen und gewaͤhlt zu werden )
ausuͤben ; dieſe Rechte kann ein Buͤrger nur in der Ge —

meinde ausuͤben , in deren Gemarkung er ſeinen Wohn⸗
ſitz hat . Im Uebrigen iſt das Gemeindebuͤrgerrecht und

eſſen Ausaͤbung von dem Wohnſitz unabhaͤngig
19 *
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8

Die Kinder der Staatsdiener , der Militaͤrperſonen

bis zum Feldwebel , dieſen ausgeſchloſſen , anderer vom

Staate Angeſtellter , der ſtandes⸗ und grundherrlichen

Beamten , der Geiſtlichen und Schullehrer haben , bis

daß ſie in einem Orte das Buͤrgerrecht angetreten ha⸗

ben , in allen jenen Gemeinden , in welchen der Vater

angeſtellt war , oder ſich als Penſioniſt bleibend nieders

gelaſſen hat , einen geſetzlichen Anſpruch auf das Buͤr —

gerrecht . Die Kinder der Rol - und PolizeysGardiften

paben gleiche Anſpruͤche , jedoch nur in dem Orte , wo

ihr Vater zuletzt angeſtellt war .

IMEDI SAtrL

Erwerbung und Veriut des Bårgerredtg .

Yeg

Dag Gemeindebårgerrecht wird erworben :
a ) durch Geburt ,

b ) durch Verleihung von Seite der Gemeinde ,

c) durch beſondere Staatsbewilligung .

Frauen , welche die geſetzlichen Eigenſchaften haben , er⸗

langen das Buͤrgerrecht in der Gemeinde ihres Mannes .

Das von dem Vater erworbene Buͤrgerrecht kommt

auch den ehelichen , oder ehchch gemachten Kindern ,

welche die Bolljåhrigfeit noh niht erreicht haben , und

nicht gewaltsentlaffen find , zu gut . Die volljáhrigen oder

gewaltsentlaſſenen Kinder aber behalten ihre vorigen Bår

gerrechts -⸗Verhaͤltniſſe .

Uneheliche Kinder folgen , ſo lange ſie minderjaͤhrig
und nicht gemaltsentlafen find , dem Stande der Muts
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ter ; ſind ſie aber volljaͤhrig oder gewaltsentlaſſen , ſo

behalten ſie ihre vorigen Buͤrgerrechts-Verhaͤltniſſe .

n §$ 40

m :

i
Der Mntritt des angebornen Buͤrgerrechts er⸗

fordert :
a ) Volljaͤhrigkeit , oder daß der Buͤrger gewaltsent⸗

— laſſen iſt , und

a
b) den Befig ıc . Mag Uebrige wie im Sen 40 deg . mits

s
getheilten Entwurfs ) .

n §. t1 . i

z
Das niht angeborne Gemeindebuͤrgerrecht fann

nicht erworben werden
`

90

a) von Auslaͤndern , ſo lange ſie nicht von der Staats —

behoͤrde das Indigenat erlangt haben , und

b) von den Iſraeliten in ſolchen Orten , wo bisher

s. noch keine derſelben angeſeſſen ſind . Aber auch in

jenen Gemeinden , in welchen bereits Iſraeliten an⸗

geſeſſen ſind , kann die Annahme zum Buͤrger von

der Gemeinde und von der Staatsbehoͤrde nur dens

jenigen Iſraeliten bewilligt werden , welche die , in

den hieruͤber beſtehenden beſondern Geſetzen , be —

—
ſtimmten Eigenſchaften haben .

es . So cT
mt Das nicht angeborene Bürgerrecht fann von der

* Gemeinde und nach Vernehmung der Gemeinde , von der

nd Staatsbehoͤrde nur denen ertheilt werden , welche

— a ) volljährig oder gewaltgentlaffen find ,
ur b) einen beſtimmten Nahrungszweig , und

c) einen guten Leumund haben .

rig Auch folen diejenigen , welche fich unr dag Bürger -
uts
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recht bewerben , ein hinreichendes Einbringen nachwei —
ſen , welches

fuͤr Frauensperſonen in Staͤdten unter 2000

Einwohnern und in Landgemeinden 100 fl.
in Staͤdten úber 2000 Einwohner 150 fl
får Manngperfonen :

im erten : Gall ; 300 fi.
im zweyten 600 fle

betragen muf .

Jedoch fann in befondern Fállen dag Bürgerrecht
ſowohl von der StaatSbehórde alg von der Gemeinde

auch an folche Perfonen verliehen werden , welche diefeg
gefegliche Einbringen gar *

oder nur gum Theil befi -

gen , Gemeindemitgliedern , welche mit

der Buͤrgerrechtsverleihung nicht einverſtanden ſind , ſteht
aber in ſolchen Faͤllen die Befugniß des Recurſes zu .

§. 13 .

Wie 8. 14 des Entwurfs — ausgenommen , daß in

dem letzten Abſatze des Fen ſtatt : „ das Orts⸗ oder

Schutzbuͤrgerrecht “ zu ſetzen iſt „ da s Buͤrgerrecht . “

§- 14 .

Wenn in einer Gemeinde in Peziebung auf die

Theilnahme an Gemeindegenuͤſſen , ein Unterſchied ver —

ſchiedener Klaſſen von Bürgern befteht , fo tritt der Neuz

aufgencmmene bey einer Erwerbung deg Gemeindebir -

gerrechts durch Geburt oder Verehelichung in jene Klaſſe ,
in welche die Eltern oder der Ehemann gehoͤren ; bey

einer Erwerbung durch Verleihung von Seiten der Ge —

meinde , oder durch beſondere Staatsbewilligung aber ,

fo wie im Falle deg hen 8 , in die wenigſt berechtigte

ù
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Klaſſe , in ſofern er nicht durch beſondere Bewilligung

der Gemeinde in eine mehr berechtigte Klaſſe aufgenom —

wen wird . Letzteres kann auch auf erhobenen Recurs

von der Staatsbehoͤrde geſchehen , wenn der , welcher

darum anſucht , wenigſtens das Dreyfache deg in §. 12

feſtgeſetzten Einbringens nachweist .

5. 66 .

Wie §- 15 deg Entwurfs , ausgenommen , daf ftatt

„ Orts - oder Schutzbuͤrgerrechts “ zu ſetzen iſt : „ Buͤr —

gerrecht . “

§. 46 .

Das Gemeindebuͤrgerrecht geht verloren , durch den

Verluſt des Staatsbuͤrgerrechts .

Die Beſtimmungen des buͤrgerlichen Geſetzbuches

uͤber den buͤrgerlichen Tod und ſeine Rechtswirkungen

bleiben bey Kraͤften . Jedoch kann der buͤrgerlich Todte

an dem Orte , wo er ein Buͤrgerrecht hatte , ſich aufhal —⸗

ten, durch Arbeit erwerben , und auf Unterſtuͤtzung aus

oͤffentlichen Mitteln Anſpruch machen .

D AA N

Von den Rechten und Pflichten der Gemein —

den und von deren Unterordnung unter die

Bezirksaͤmter .

§. 17 .

Die Gemeinden uͤben in ihren Gemarkungen fol —

gende Rechte und Pflichten aus :
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h die Berfåndung und den Vollzug der Gefege , Vers

ordnungen und hôhern Weifungen , mit den in den

SS . 15. und 19 nachfolgenden Beſtimmungen .

II . In Bezug auf Polizeyverwaltung : ;

1) Die Sicherheitspolizey , und die Aufſtellung des

dazu erforderlichen Perſonals ;

MDie Marktpolizey mit allen damit verbundenen

Vortheilen und Laſten , jedoch unbeſchadet der

auf einem beſondern Titel beruhenden Anſpruͤche
des Staates oder Anderer auf dieſe Vortheile ;

3) Die Gewerbspolizey nach Maaßgabe der hier⸗
uͤber beſtehenden Geſetze;

4 Die Feld - und die niedere Waldpolizey , durch
Anſtellung der erforderlichen Feld - und Wald —

ſchuͤtzen , ausgenommen in Anſehung der §. 2

gedachten Hoͤfe und Waldungen . Die Waldfrevel
werden von den Bezirksaͤmtern , unter Mitwir —⸗

kung der Forſtbehoͤrden und mit Beyzug der

Orts vorſtaͤnde , nach den hieruͤber beſtehenden

beſonderen Geſetzen gethaͤtigt ;
5 ) Die Geſundheitspolizey ;

6) Die Armenpolizey , gemeinſchaftlich mit den

Ortsgeiſtlichen ;
7) Die Kirchenpolizey und die Aufſicht uͤber die

Ortsſchulen mit den Ortsgeiſtlichen , jedoch nach
Maaßgabe der Kirchenſatzungen und Kirchen - und

Schulordnungen ;

8) Die Bau⸗ und Straßenpolizey ;
9 Die Feuerpolizey und Aufſicht auf Loͤſchgeraͤth⸗

ſchaften ;

10 ) Die Geſindepolizey .
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r⸗ M . In Bezug auf Rechtspolizey fuͤr jetzt und

n mit Vorbehalt einer gefeglichen Erweiterung :
1) Die Mufficht auf Waifen und andere unter Vor⸗

mundſchaft oder Pflegſchaft ſtehende Perſonen , und

die Aufſicht auf die Verwaltung des Vermoͤgens

—

24

ZA
—

ſolcher Perſonen ;

2 ) Die Fåhrung und Aufbewahrung der Grundháher , N

n Unterpfandsbuͤcher , Kaufprotokolle und Contracten⸗ —

buͤcher , und die Ausſtellung der Auszuͤge aus den⸗ FA
* ſelben ;

—*

5) Die Vornahme urkundlicher Abſchaͤtungen und der E

r⸗ obrigkeitlich angeordneten oder von Privatperſonen ——

verlangten Verſteigerungen ;

a

h H Die Vornahme von Obſignationen , fo wie derje⸗ j

Js nigen Vermoͤgens - Verzeichnungen , welche den Gez $

2 meinden von dem Amte aufgetragen werden . g
t

cu

s IV . Sn Bezug auf bårgerlihe Rehtspflege : Pn

19 1) Die Entfcheidung in alen Gtreitigfeiten , welche SN

n den Betrag von 5 fi. in den Landgemeinden , und f
von 15 f . in den Gtadtgemeinden nicht åberfteigen , 5

mit Vorbehalt des Recurſes an das Bezirksamt . Ko

n Diefer Recurs if bey Strafe deg Berlufreg in den Ki
nåchften 10 Tagen nach der Entfheidung einzulegen . Ee

e D Dad Recht und die Pflicht der Vermittlung in

h allen buͤrgerlichen Streitſachen auf das Anſuchen a

D deg Klägers .
s

V. In Bezug atf Strafrecht :

j 4) Die Gemeinden : erfennen durch ihre Gemeinderk -

the auf folgende polizeyliche Strafen , e $ mag die

Handlung durch ein Gefeg oder dureh eine polizen -

tiche Vorſchrift fuͤr ſtrafbar erklaͤrt worden ſeyn :
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a) Auf Geldſtrafen bis zum Betrage von 2f . auf
dem Lande , und 5 f . in den Gtådten .

b ) Bürgerliches - Gefångnif bis gur Dauer von 24
1Stunden ,

©) óffentlihe , der Ehre nicht nachtheilige Arbeiten
bis auf die Dauer von zwey Tagen .

Alle uͤbrigen , und insbeſondere alle die Ehre ver
legende Strafen find den Gemeinden verboten ,

: 2) DaS Recht der Gemeinden , die obigen Strafen zu
erfennen , erftredt fih niht auf Standes - und
Grundherrn , patentiſtrte Staatsdiener in ihren

Amtsbezirken und Ortsgeiſtliche , und nicht auf die
4Samilien derfelben , auch . nicht auf wirklich angeſtell⸗ ite Schullehrer und ihre Eheweiber , desgleichen nicht

auf diejenigen , welche einen beſondern Gerichtsſtand
haben .

Jedoch polizeyliche Strafen , welche fuͤr gewiſſe
Uebertretungsfaͤlle ſchon im Voraus geſetzlich aus
geſprochen ſind , haben die Ortsbehoͤrden gegen
einen jeden Uebertreter zu erkennen , und , ausge —
nommen gegen die unmittelbaren Vorgeſetzten , zu
vollziehen .

3 ) Von den Straferkenntniſſen des Gemeinderaths
findet der Recurs an die Bezirksaͤmter mit einhal⸗
tender Wirkung Statt .

4 ) Der Gemeinderath iſt berechtigt und verpflichtet ,
entdeckte Verbrecher und Verdaͤchtige auf friſcher
That zu verhaften , Hausviſitationen vorzunehmen ,
und Vorunterſuchungen anzuſtellen , unter Beobach⸗

tung der Vorſchriften der peinlichen Gerichtsord⸗
unung

VI Das Recht , ein eigenes Siegel zu fuͤhren, und
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if damit diein ihren Wirfungsfreig gehörigen Urfunden

und deren Abſchriften zu beglaubigen .

4
VII . Verwaltungs - Recht .

Die Verwaltung des Gemeinde⸗ - Vermoͤgens und

des Vermoͤgens derjenigen Stiftungen und Fonds ,
deren Zweck auf den Umfang der Gemeinde beſchraͤnkt

—
iſt , und nicht einem Religionstheile ausſchließlich

gehoͤren ; die geſetzliche Verwendung des Vermoͤ⸗

gens ; die Sorge fuͤr die Stellung und Abhoͤr der

Rechnungen .

Die in dieſem Fen unter J. bis VI . einſchließlich

angefuͤhrten Rechte und Pflichten uͤben die Gemeinden

im Namen und aus Auftrag der Staatsgewalt aus .

4
S S :

Wie der Şe 54 . DeB Entwurfes .

Yedoh if die erfte Periode diefe Fen die Ge -

meinde und der Gemeinderath find den Bezirfsámtern

untergeordnet ” fo zu fafen : . „ die Gemeindebehórden

find dem Bezirfgamte : untergeordnet . ”

S. 19 .

Die Gemeindebehoͤrden uͤben die ihnen in dieſem

Geſetze verliehenen Rechte aus , ohne Einmiſchung des

Bezirksamtes .
Dem Bezirksamte ſteht aher die unmittelbare Auf⸗

ſicht uͤber die Amtsverwaltung des Buͤrgermeiſters und

des Gemeinderathes und die Entſcheidung in Recurs⸗

faͤllen zu . Wenn Zweifel uͤber die Auslegung eines

Geſetzes oder einer Weiſung entſtehen , ſo hat ſich der

Gemeinderath zur Beſeitigung derſelben an das Be —

zirksamt zu wenden ; letzteres iſt auch berechtigt , wenn
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Faͤlle dieſer Art zu ſeiner Kenntniß kommen , von Amts⸗

wegen dem Gemeinderathe die noͤthigen Belehrungen £

au geben , w

Vierter Titen .

Bon dem Gemeinderathe .

H. h. 20 — 23 .

Wie die Sfen 18 —24 , değ Entwurfs . n

So. 24 .

Wahlberechtigt find alle Gemeindebúrgera

Gemas ,
Wie Ş. 23 . deg Entwurfs . Jedoch ift die erfte

Periode deg Sen fo zu fafen ” „ Wähthar find alle
Gemeindebuͤrger chriſtlicher Religion . “ E

E

O
Á=

§. 26 .
Der Bürgermeifrer wird von der Gemeinde in der

Art gewählt , daf diefelbe drey Bürger vorſchlaͤgt, von
welchen dann die Staatsbehoͤrde einen zum Buͤrger⸗

meiſter ernennt . ( Das Uebrige , was der §. 24 . deg
Entwurfs enthaͤlt , bleibt weg. )

T or

Bur Wahl deg Bårgermeifters berechtigt , find alle
Gemeindebuͤrger . Waͤhlbar ſind alle Gemeindebuͤrger ,
welche zu Mitgliedern des Gemeinderaths erwaͤblt wer⸗
den koͤnnen , und das fuͤnf und zwanzigſte Altersjahr
zuruͤckgelegt haben . Diejenigen , welche das Wirths⸗
gewerbe treiben , ſollen in der Regel nicht , ſondern nur
aus dringenden Gruͤnden , durch Dispenſation der

*
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Staatsbehoͤrde , zum Buͤrgermeiſteramte gelangen koͤn—

nen ,

. ,

Wie 6. W. des Entwurfes .

§ : - - 29 ,

Wie §. 27 , deg Entwurfegs jedoch find die Mus -

Rahmen unter a und bzu fireichen ,

§. 30 .

Der Gemeinderath und defen einzelne Mitglieder

find der Gemeinde , wie ein jeder Gewalthaber , nach

den allgemeinen Vorſchriften der buͤrgerlichen Geſetze

verantwortlich , in ſo fern nicht die Geſetze eine beſon⸗

dere Verantworklichkeit feſtſetzen .

§. §. 31 . 32 .

Wie die §. §. 29 . 30 . des Entwurfs .

65. 33 .

Wie 6. 31 . des Entwurfs . Jedoch iſt

1 ) in dem erften Gage deg Şen ſtatt : „ Verbeſſerungs⸗

verſuche “ , zu ſetzen : „ Beſſerungsverſuche “ und

2) die legte Periode deg Sen „ Bey den Faͤllen “ ꝛtc.

ſo zu veraͤndern : „ In den Faͤllen Zund 4 des §. 30 .

kann , und in den Faͤllen 1 , 5 und 7ſoll die

Entlaſſung ohne vorlaͤufige Beſſerungsverſuche er⸗

folgen . “

§ § . 34 —36 .

Wie die §. §. 32 —34 , deg Entwurfs ,
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|
Wie H 35 . dés Entwurfs . Jedoch ift fatt der |

Worte „ nicht angeborner Orts , Shug - und Ehren t

buͤrgerrechte “ zu ſetzen : „ des nicht angebornen tı
Buͤrgerrechts . “

Auch iſt am Schluſſe des Fen hinzuzufuͤgen :
Die Verwaltung der Ortsſtiftungen , ſoweit ſie
den Gemeinden zukommt , wird nach den beſtehen⸗
Den oder noch zu erlaſſenden Geſetzen durch beſon⸗
dere Stiftungs - oder Verwaltungsraͤthe beſorgt.

—— 38 :

Wie S+ 36 . deg Entwurfeg mit folgendér Abaͤnde⸗
rung :

Statt der Worte :

„Jedoch erhalten die Buͤrgermeiſter ꝛc. die taxord —
nungsmaͤßigen Gebuͤhren “ iſt zu ſetzen :

„ Jedoch erhalten die Buͤrgermeiſter fuͤr aus waͤrtige
Verrichtungen , ſo wie in Partheyſachen , die tax⸗
ordnungsmaͤßigen Gebuͤhren , und da , wo es herge⸗
bracht iſt , oder von der Gemeinde , mit Zuſtim⸗
mung der Staatsbehoͤrde , beſchloſſen wird , einen
ſtaͤndigen Gehalt . “

Auch iſt in dem gleich folgenden Perioden fatt : „kei⸗
ne Beſoldung “ zu ſetzen : „ keinen Gehalt . “

§. 89 .

Der Gemeinderechner wird von der Gemeinde aus
den Buͤrgern auf ſechs Jahre , jedoch bey ordentlichem
Wechſel nicht in demſelben Jahre , wie der Buͤrgermei⸗
ſter gewaͤhlt . Nach Ablauf dieſer ſechs Jahre iſt er
wieder erwaͤhlbar . Er darf kein Wirth und kein Han⸗
delsmann u , f. w: ( Das Uebrige wie in dem Ent -
wurf $. 37 . )
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§. 40 .

eË Wie Ş. 38 deg Entwurf ; jedoch ift bey den Wor -

iż ten : „ die Ehrung der Grund , Unterpfandg : und Con »

p trac tenbuͤcher,“ hinzuzufuͤgen :
|

„ Ìegtere jedoch unter unmittelbarer Aufſicht und

| Leitung des Buͤrgermeiſters . “
fe |
" a

& “4T,
n⸗

Wie §. 39 deg Entwurfs .

êz ; :
SNNT Z teL

ò
Von dem Buͤrgerausſchufſe .

——

— Wie §. 40 des Entwurfs ; mit folgendem Zufatze
( S. 148 deg Entwurfs der Regierung ) :

i „ Die Mitglieder des Ausſchuſſes muͤſſen zu einem

* Drittheil aus den Hoͤchſtbeſteuerten , zu einem Drit —
theil aus den Niederſtbeſteuerten , und zu einem

Drittheil aus jenen genommen werden , welche ſich
A

ı ġwifhen dem erften und legten Drittheif in der

Mitte befinden .

i
Wenn bey der Theilung diefer Zahl. durch drep

8 einer ñbrig bleibt , fo muf diefes Mitglied aus der

m mittlern Klaſſe genommen werden . Bleiben zwey
i⸗ uͤbrig , ſo wird von dieſen beiden einer aus der

er Klaſſe der Hoͤchſtbeſteuerten , und einer aus der
n⸗ Klaſſe der Niederſtbeſteuerten genommen . “
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§. 43 .

Wahlberechtigt ſind alle Gemeindebuͤrger .

So 44 .

Wåhlbar find alle Gemeindebuͤrger chriſtlicher Re⸗

ligion , Auggenommen find ıc . ( Dag Uebrige wie im ? § ;
42 des Entwurfs , jedoch iſt der Schlußſatz : „ wirkliche
Staatsdiener “ bis zu den Worten : „ annehmen wol —⸗

len “ zu ſtreichen . )

§. 45 .

Das Amt eines Mitgliedes des Ausſchuſſes dauert

6 Jahre . Der Ausſchuß wird nach Ablauf von 6 Jah⸗
ren durch Wahl erneuert .

§. 46 .

Der Gewaͤhlte muß die Stelle eines Ausſchuß⸗
mitgliedes auf 6 Jahre uͤbernehmen . Nur ein ausge⸗
tretenes 1c, ( wie im Entwurf §. 44 ) »

§. 47 .

Der Ausſchuß iſt keine unmittelbar an der Verwal —

tung Theil nehmende Verſtaͤrkung des Gemeinderathes ,
ſondern eine , die Handlungen des Gemeinderathes con —

trolirende , beſondere Stelle . Daher moͤgen zwar Ge —

meinderath und Ausſchuß die Gegenſtaͤnde gemeinſchaft⸗
lich verhandeln und berathen ; aber die Schlußfaſſungen
muͤſſen von jeder Stelle nach der Stimmenmehrheit

be⸗
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beſonders geſchehen . Eine Zuſammenwerfung und Durch —

zaͤhlung aller Stimmen des Gemeinderathes und des

Ausſchuſſes hat nicht Statt .

Nur in den durch das Geſetz ausdruͤcklich angege⸗
benen Faͤllen ſind die Handlungen des Gemeinderaths
an die Zuſtimmung des Ausſchuſſes gebunden . In
dieſen Faͤllen wird der Schluß des Gemeinderathes
nur dann guͤltig , wenn er von dem Ausſchuſſe
durch einen nah der Stimmenmehrheit gefaßten

beſondern Beſchluß genehmigt wird , und inſofern die

Geſetze in dem gegebenen Falle nicht uͤberdieß die

Zuſtimmung der Gemeindeverſammlung oder Staats —

genehmigung erfordern .

Uebrigens ſollen die Geſchaͤfte zwiſchen dem Ge -

meinderathe und Ausſchuſſe immer nur muͤndlich verhan⸗
delt werden , und kein Schriftenwechſel Statt haben .

§. 48 .

Folgende auf die Verwaltung des Gemeindevermoͤ⸗

gens ſich beziehende Handlungen des Gemeinderathes
ſind an die Zuſtimmung des Ausſchuſſes gebunden , und

der Ausſchuß kann in Betreff derſelben die Beſchluͤſſe
es Gemeinderaths genehmigen oder verwerfen ; mit

Vorbehalt der Zuſtimmung der Gemeinde und der

Staatsgenehmigung , wo diefe nach dem Geſetze erfor —⸗
lich find ,

M Beſchluͤſſe zu Fuͤhrung von Rechtsſtreiten auf Ko —

ſten der Gemeinde und zur Eingehung von Ver⸗

gleichen nach den unten in den ( 88. 476 und 177 )

folgenden naͤhern Beſtimmungen .
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) BVeraͤußerung von Gemeindecigenthum ( nadh $ $

178 und 186 . )

3 ) Kapitalaufnahmen und Verpfaͤndung der Gemeinde —⸗

guͤter ( nach 5. 243 und 215 . )

4) Geldausleihen .

5) Beſchluͤſſe uͤber die Vorfrage : ob Gemeindeeigen

thum verpachtet werden fol ? ( nach $9 . 185 und

189, )
|

6) Wirkliche Verpachtung ohne oͤffentliche Verſteige⸗

rung ( nach 8. 179 ) .
hi! ,

7) Erwerbungen von Gemeindegut auf låftige Bedny

gungen ,

8 ) Aufführung newer VBauten ( nach Şe 185 ) .

9 Vornahme von Hauptreparationen ( nach §. 184 }

10 ) Abſchluß von Lieferungscontracten .

19 Beſorgung des Einquartirungs - und Frohndweſens
( nach §. 145 ) .

12 ) Errichtung neuer fåndiger und unſtaͤndiger Ge⸗

meindedienfe und Beftimmung der Damit verbul

denen Gehalte ,

13 ) Mie Umlagen und die Aufſtellung von Beduͤrfniß⸗
Etats und Schuldentilgungsplanen ( nach §. 247 )

14 ) Einfùhrung von ODctroigefållen ( nah S- 211 ) .

15 ) Abgangsdekreturen uͤber Schuldigkeiten zur

meindekaſſe ( nach F. 255 ) .
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16) Geſchenke und Remunerationen ( nach 8. 63 ) .

17 ) Umaͤnderungen in der Cultur des Gemeinde —

guts .

18 ) Die auf Waldmeiſtereygeſchaͤfte Bezug habenden

Beſchluͤſſe.

19 ) Erledigung der Gemeinderechnungen ( nach 6.

274 ) .

§. s 49

Mit dem Gemeinderathe verleiht der Ausſchuß dag

nicht angeborne Gemeindebuͤrgerrecht

§. 50 .

Wie §. 47 deg Entwurfs

Sechster Titel .

Bon der Gemeindeverſammlung ,

§, 5l :

Wie §. 49 deg Entwurfs , Jedoch if
D Nro . 5 in diefem Paragraph jit freidhens

2) Nro . 6 f zu fafen :

—*

„ Wenn der Ausſchuß oder eine Zahl von ſo viel

Gemeindegliedern , als der Gemeinderath und
der Ausſchuß betraͤgt / die Verſammlung der Ge -
meinde zu dem Zwecke verlangt , daß im Namen

—
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und aus Auftrag der Gemeinde ꝛc. “ ( das Uebrige

wie im Entwurf . )

§§. 52 —55 .

Wie die §. 50 —53 deg Entwurf .
p

Siebenter Titel .

Von den perſoͤnlichen Rechten und Pflich —

ten der Gemeindeglieder .

§. 56 .

Wie 6. 57 des Entwurfs . Jedoch ſind die Worte

zu ſtreichen : „ zum Erwerbe von Liegenſchaften und “

S Gh

Wie §. 58 deg Entwurfs , Jedoch find die Såpe x
Nro , 1 und 2 zu fireihen .

Achter Titel .

Vom Gemeindevermoͤgen —

§. 58 . oi

Alles Gemeindevermoͤgen , es mag in Kapitalien , ſpe

Renten , Guͤlten und Gefaͤllen , in Berechtigungen , in der

Gebaͤuden , Guͤtern und Waldungen beſtehen — es mag dun

einen Ertrag abmwerfen oder niht , und ` im erfen Fale def

mag folcher unmittelbar in die Gemeindefaffe fliefen ſtaͤt

oder einſtweilen den einzelnen Gemeindebuͤrgern oder Şo

einer Klaſſe der Gemeindebuͤrger zum Genuſſe zugewie — wel

ſen ſeyn , iſt ein Eigenthum der Geſamtheit der derma⸗ Ob

ligen und zukuͤnftigen Gemeindebuͤrger.
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§: 59 ;
rige ;

Wie §. 60 deS Entwurfs .

§. 60 .

Wie §. 61 deg Entwurfg , und ift am Ende des

Paragraphs hinzuzufegen :

| „ Jedoch ſteht ihnen das Recht der Wiedereinſetzung
in den vorigen Stand in eben demſelben Maaße ,

4
wie den Minderjaͤhrigen zu . “

§ § . 61 . 62 .

Wie die F8 . 62 und 63 des Entwurfs .
orte

o “ §. 63 .

Wie §. 64 deg Entwurfs . Am Ende diefeg Para -

aͤtze
draphs iſt hinzuzuſetzen :

„Daſſelbe gilt auch von Verehrungen und Geſchenken ,
wenn ſie nicht mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes
und mit Staatsbewilligung gemacht worden ſind . “

§. 64 .

Die Waldungen der Gemeinden und ihrer Gtiftun -

'
gen unterliegen den allgemeinen Forſtgeſetzen und der

teny ſpeciellen Befoͤrſterung durch die aufgeſtellten Forſtbehoͤr⸗
in

den, Solen Gemeinden aber , deren Gemeindewal -
mag dungen úber 2000 Morgen betragen , foll aufihr Hnfuhen
zalle Yekattet werden , einen eigenen , — jedoch inallen Gegen -
eßen ånden deg technifchen Forſtbetriebs dem betreffenden ,
oder Forſtamte untergeordneten —Revierfoͤrſter aufzuſtellen ,
wie⸗ welcher von dem Gemeinderath gewaͤhlt und von der
ma⸗ Oberforfibehörde geprüft und beftåtigt wird . Senen
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Gemeinden , welche 6000 Morgen Waldungen beſitzen ,

wird unter gleichen Bedingungen geſtattet , eigene , nur

den obern Forſtbehoͤrden untergeordnete Forſtinſpektoren
aufzuſtellen .

§. 65 .

Der bon den Gemeinden gu befireitende Mufmwand
bezieht fih entweder auf Gemeindebedirfnife , zu wel

hen nur die Gemeindebuͤrger beytragen , oder auf Gc -

markungsbeduͤrfniſſe , zu welchen ein jeder Beſitzer eines

ſteuerbaren Objeets in der Gemarkung beyzutragen hat .

Die bey den Gemeinden vorkommenden Aufwands —
gegenſtaͤnde gehoͤren in der Regel in die erſte Klaſſe⸗

ausgenommen ſind und werden zu den Gemarkungs —

beduͤrfniſſen gezaͤhlt die in F. 66 genannten Gattun —

Ben ,

; §. 66 .

Gemarkungsbeduͤrfniſſe ſind :

4) Kriegskoſten , in ſo fern ſolche auf den Gemein

den und nicht auf Einzelnen haften , nach befon :

derm Geſetze .

b) c) A mie im Entwurf S. 69 . Yedoh tfe bey d)

hinzuzuſetzen :

in Faͤllen dieſer Art kann die Umlage auch nur auf

einen Theil der Gemarkungsgenoſſen in ſo fern
geſchehen , als die Unternehmung nur dieſem
Theile derſelben zu Statten kommt . “
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— 9. 67.

nur Die Deckung der Gemeindebeduͤrfniſſe geſchieht
ren nadh. folgenden Grundſaͤtzen :

1) Bor alem muf hierzu der CErirag deg Gemeinde -

eigenthums und die in die Gemeindefafe fließen -
de baare Einnahme verwendet werden .

sand 2) ©ind diefe Einnahmen niht hinreichend , fo- fann

wel von dem Gemeinderathe mit Zufimmung deg Mus -

Ge ſchuſſes auf die einzelnen Gemeindebuͤrger , welche ,

ines als ſolche , Gemeindeeigenthum im Genuß haben ,

hat. oder ein Ertraͤgniß daraus ziehen , ein verhaͤlt —

nißmaͤßiger Beytrag umgelegt werden .

ká
3 ) Wird eine fole befondere Nuflage auf den

affe Buͤrgergenuß nicht beſchloſſen , oder reicht dieſelbe
ngs ? ebenfalls nicht zu , fo mird dag Fehlende auf alle
tun⸗ Gemeindeglieder nach dem direkten Steuerkapitale

umgelegt . Die Beſoldungsguͤter und Gefaͤlle der

Geiſtlichen und Schullehrer bleiben jedoch von

dieſer Umlage auch in dem Falle frey , wenn dieſe
zugleich Gemeindebuͤrger ſind . A

Diejenigen ſteuerbaren Objecte , welche bey Verkuͤn —⸗
ew dung des gegenwaͤrtigen Geſetzes im Beſitz von Ge⸗

foni Meindebárgern find , werden in Bufunft zu den Umla —

gen fuͤr die Deckung der Gemeindebeduͤrfniſſe auch in

9) dem Falle beygezogen , wenn ſie in der Folge an Aus —

maͤrker oder an Einwohner , die nicht Gemeindebuͤrger
fnd , uͤbergehen.

auf

fern —

ofen.
5. 68 .

Sowohl jåhriich vorfommende , als auferordent -
liche Ausgaben , welche ausſchließend einer gewiſfen
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Klaſſe von Eigenthum und Eigenthuͤmern , wie den

Haus - Wieſen - und Waldeigenthuͤmern , oder einem

gewiſſen Diſtrikt zum Vorthelle gereichen , und welche
von ſolcher Bedeutung ſind , daß eine beſondere Erhe⸗

bung der dazu noͤthigen Beytraͤge und eine von der

Gemeinderechnung getrennte Verrechnung derſelben aus⸗

fuͤhrbar wird , koͤnnen jederzeit ſtatt der Beſtreltung aus

der Gemeindekaſſe auf die dabey Betheiligten beſonders
nach dem Steuerkapital jenes Eigenthums derſelben ,
welchem der Aufwand zu ſtatten kommt , erhoben und

beſonders verrechnet werden .

§. 69.

Von den Gemarkungsbeduͤrfniſſen werden die

Kriegskoſten ſchlechthin , die uͤbrigen aber , in ſo weit

nicht nach Bedeckung aller Gemeindebeduͤrfniſſe der Er -

trag des Gemeindeeigenthums und die in die Gemein⸗

dekaſſe fließenden baaren Einnahmen noch Deckungs⸗

mittel uͤbrig laſſen , durch Umlagen beſtritten , wozu nach
dem direkten Steuerkapital alle ſteuerbaren Objecte der

Gemarkung ohne Ruͤckſicht anf die perſoͤnlichen Eigen⸗

ſchaften des Beſitzers beygezogen werden . Jedoch dur —

fen den Geiſtlichen und den Schullehrern auch durch Bey —

traͤge zu den Gemarkungsbeduͤrfniſſen nicht diejenigen

Theile ihrer Beſoldung geſchmaͤlert werden , welche nach

den beſtehenden Geſetzen und Ordnungen ihre Compe -
teng biden .

—

Wie H. 72 des Entwurfs ; nur iſt auf

Beite 1. ſtatt auſſergewoͤhnliche Beduͤrfniſſe — „ Ge⸗
markungsbeduͤrfniſſe “ und auf



T a “ e ae a = y — —

—
* —

$ Tesee i — —

|

Gieben und fånfzigfte Sigungvom 7. Jan . 169

ben Belle 2 , mb , 7 . ffatt : Chrenbirger — n Einwohner,

yent welche nicht Gemeindebuͤrger ſind “

he u ſetzen .

hes
a

oe S- TL
us⸗ N r
aus Wie im Entwurf . 73 . Nur iſt nach den Worten

ers „ obigen Faͤllen und “

en ,

und zu ſetzen :

„ bey einer jeden ſie treffenden neuen Umlage . “

Se 72

die Wie im Entwurf §. 74 .
veit

cu S. 73 .
ein⸗

gs⸗ Wie 8 . 82 des Entwurfs der Regierung .

ah
der $ 74

erg Alle Frohnden , fowohl die Hand alë die Spann -
— frohnden muͤſſen in der Regel von den dazu Pflichtigen

epz in Natur geleiftet werden . E6 ift jedoch den Gemein -

gen den geftattet , die Naturalfropnden mit Beftåtigung der

ah Gtaatgbehórde zu tariren und den Betrag , wenn die

pee Frohnden zu den Gemeindebeduͤrfniſſen zu leiſten find ,

|
nadh den im §. 67 aufgefelten Regeln , wenn fie aber

i wegen eineg Gemarkungsbeduͤrfniſſes erforderlich find,
nah den Regeln des §. 69 umzulegen , fo daf die

Frohndpflichtigen zwar die Frohnden in Natur zu lei -

ften haben , jedoch die tapirte Entfhådigung erhalten ,

Be - Ru einem Gemeindebeſchluß diefer Art werden zwey

Drittheile der Stimmen erfordert .
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F

Wie im Entwurfe 8. 76 und wird hinten beys |

geſetzt :

„ Die Vorſchriften der FFen 70 und 71 ſind auch
auf dieſen Fall anzuwenden . “

9. 76 .

Die Gemeindeuͤberſchuͤſſe , d. h. derjenige Betrag
des in die Gemeindekaſſe fließenden Einkommens , von
dem nicht zur Benutzung der einzelnen Bürger ber -
theilten Gemeindevermoͤgen , welcher nach Beſtreitung
der Gemeinde - und der §. 66 unter b. c. und d. auf -
gefuͤhrten Gemarkungsbeduͤrfniſſe uͤbrig bleibt 20 , ( wie
im Entwurf 6. 77 . )

§. 77 .

Die Art und die Groͤße des Buͤrgergenuſſes rich⸗
tet ſich nach dem dermaligen Zuſtande u . ſ. tw. ( wie
im Entwurf S. 78 big ang Enbe . )

SS . 78 . 79 . 80 .

‘ Wie im Entwurfe S5. 79 . 80 . 81 .

W en mte atek

Beſondere Beſtimmungen fuͤr die groͤßern
Staͤdte des Landes .

S5. 85 82 .

Wie im Entwurfe ŞS. 32 und 83 ,
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A 83 :

j - Solche befondere Deputationen koͤnnen aufgeſtellt

werden :

a ) fuͤr die den Gemeinden nach 8. 17 zuſtehende
Polizeyverwaltung , unter dem Vorſitze des Buͤr⸗

germeiſters und mit Zuziehung des Bezirksarztes ;

mit dieſer Deputation kann auch die Armencom⸗

miſſion verbunden werden , unter Beyzug der Orts⸗

geiſtlichen .
:

b) fúr die buͤrgerliche und Strafrechtspflege .

( Wie im Entwurfe 80

e
§. 34 .

Mie im Entwurfe S, 85

§. 85 .

: Es beſteht in den groͤßern Staͤdten ein doppelter

Ausſchuß , ein kleinerer und ein groͤßerer, in ſo fern

die Gtådte die Einfuͤhrung des groͤßern Ausſchuſſes

nach Stimmenmehrheit wuͤnſchen. Der kleinere iſt das ,

was der Ausſchuß in den uͤbrigen Gemeinden , und

hat ganz dieſelben Verrichtungen . Waͤhlbar ſind in

denſelben alle Gemeindebuͤrger ohne unterſchled der

Religion , mit den im 8. 44 feſtgeſetzten Ausnahmen .
Der groͤßere Ausſchuß u. ſ . w.

( Wie im Entwurf 8. 86. )

5. 86 .

Der groͤßere Ausſchuß iſt dreymal ſo ſtark , als

der kleinere . Er wird von der Buͤrgerſchaft gewaͤhlt.
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Wahlberechtigt und waͤhlbar ſind dabey alle Gemeinde —
buͤrger; ausgenommen ſind von der Waͤhlbarkeit

a) Soldaten im activen Dienſt ,

b ) Minderjaͤhrige und Entmuͤndete ,

c) Ale in Gant Gerathene , in fo fern fie vom
Gantrichter fuͤr ſchuldig und ſtrafbar erklaͤrt, und

nicht wieder in der Folge befaͤhigt worden ſind .

Das Amt eines Mitgliedes des großen Ausſchuſ⸗
ſes dauert ebenfalls 6 Jahre , nach deren Ablauf der⸗
ſelbe durch Wahl erneuert wird . Die Austretenden
ſind nicht verbunden , vor 6 Jahren u. fe ws ( wie im
Entwurfe 6. 87. )

SS . 87 . 88 .

| Wie im Entwurfe S5. 88 . 89 .

Se 89 .

Sn den grófern Gtådten wird in der Regel Feine
Gemeindefrohnde perſoͤnlich geleiſtet . Alle ſolche Ar⸗
beiten werden in Accord gegeben und bezahlt . Je
nach dem Zwecke , wozu die Arbeit geleiſtet werden

mußte , fallen die Auslagen in die Rubrik der Gemein —
de - oder der Gemarkungsbeduͤrfniſſe .

S. 90 .

Es bleibt der Regierung vorbehalten , in den
Städten erfen Manges für die Höhere und die

Sicherheitspolizey , eine beſondere Polizeybehoͤrde auf⸗
zuſtellen . Alle uͤbrigen Zweige der Polizeyverwaltung ,
wic fie im Ç. 17 . H. 2 big 1o einfoltieĝlih verzeich
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e⸗
net ſind , ſtehen auch in den Staͤdten erſten Ranges

dem Gemeinderathe zu .

Der Vorſtand der von der Regierung in dieſen

Staͤdten aufgeſtellten Polizeybehoͤrde iſt jedoch bered -

tigt , den Sitzungen der ſtaͤdtiſchen Polizeydeputation

d beyzuwohnen , und in derſelben , als der ihm unterge⸗

ordneten Behoͤrde, den Vorſitz zu fuͤhren .

Zebnter Titel

Beſondere Beſtimmungen fuͤr kleinere

Ortſchaften .

S. 91

Sn Fleinern Gemeinden , welche aug weniger alg

25 Bürgern begehen , unterbleibt die Einfuͤhrung deg

Buͤrgerausſchuſſes , und an die Stele defelben tritt

die Gemeindeverſammlung .
>

£ 9. 92 .

In Gemeinden , welche nicht 40 Buͤrger zaͤhlen,
kann die Adminiſtrativ - Mittelſtelle von den in den

SS. 25 umd 44 auggefprohenen Hinderniſſen der Waͤhl -

barfeit in den Gemeinderath und in den Ausſchuß we —

gen Verwandtſchaft dispenſiren .

S. 93 .

Kleine Ortfhaften , auf mwelhe die Anwendung
der in diefem Gefez befimmten Berfafung SAmwie-

rigfeit findet , nnen mit einem angraͤnzenden Orte ,

mit Beybehaltung eines abgeſonderten Vermoͤgens in



174 Protofolle Der Eren Kammer .

Beziehung auf die im §. 17 von Nro . L big V.

ainſchließlich genannten Rechte und Pflichten , zu einer
Gemeinde vereinigt werden . In dieſem Falle bleibt
es den ſich in eine Gemeinde verbindenden Ortſchaften |überlaffen , mit Genehmigung der Staatsbehoͤrde , die
naͤhern Beſtimmungen uͤber die Beſetzung der gemein -
ſchaftlichen Gemeindeſtellen , uͤber die Theilung der ge⸗
meinſchaftlichen und beſondern Ausgaben und iber die
Verwaltung der beſondern Angelegenheiten eines jeden
Orts nach den Localverhaͤltniſſen unter ſich feſtzufetzen .

Se 94 :

Wenn mehrere Ortfdháften fih auf die in dem
vorhergehenden Sen befimmte Weiſe zu einer Gemeins
de verbinden , fo muf in den gemeinſchaftlichen Ge⸗
meinderath und in den gemeinſchaftlichen Ausſchuß aus
jedem der vereinten Ortſchaften wenigſtens ein Mit⸗
glied genommen werden .
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Beylag e Ziffer 143 .

Commiſſionsber icht

die Aufhebung der alten Abgaben betreffend .

Erſtattet

von dem Landoberjaͤgermeiſter v . Kettner .

Durchlauchtigſte ,

Hochzuverehrende Herren !

Nachdem ſich Ihre Commiſſion bemuͤht hat , den

Geſetzentwurf uͤber die Abſchaffung der alten Abgaben ,

Í wie folcher unterm ten Oftober d. F . von der wep -

ten an die Erfe Rammer gelangte , in mehreren Beraz

thungen , ſeiner hohen Wichtigkeit angemeſſen , zu wuͤr —

digen , erhielt ich von ihr den Auftrag , Ihnen , meine

hochzuverehrende Herren ! uͤber die Anſichten , in wel

chen ſie ſich vereinigte , Vortrag zu erſtatten . Dieſem

Auftrag entſpreche ich in Folgendem :

Der naͤheren Pruͤfung des Geſetzentwurfs ſelbſt

muͤſſen einige allgemeine Bemerkungen vorausgehen .

Sie betreffen :

a) Die Nothwendigkeit moͤglichſter Gleichſtellung

der geſammten Staatsangehoͤhrigen in der Beſteuerung ,

~ b oke Berweifung der alten Steuerſchulden auf
die Staatskaſſe ,

c) den allgemeinen Rechtsgrundſatz der Beweis —

fuͤhrung, wenn in zweifelhaften Faͤllen uͤber die Natur



I

der Steuern oder einer Grundabgabe geſtritten wer -

den folte .
i

ad a) Die Gleihftefung aller Staatsangehoͤrigen
in den ôffentlichen Abgaben ift fhon durch die Conftiz
tution ſelbſt ausgeſprochen ; ihr Princip liegt Åberdief
in der . Natur der Sache , Diefes Prinçip ift von fei -

ner Seite beftritten und fann nicht beftritten werden . - Ef

handelt fich fonach hier lediglich von feiner Anwendung ,und
von der Frage : Ob ſolches durch das Fortbeſtehen der

alten neben den neuen Abgaben verletzend ſey , oder nicht ?

Auch hieruͤber kann die Entſcheidung durchaus nicht

zweifelhaft ſeyn , wenn man erwaͤget , wie offenbar und

auffallend diejenigen prågravirt måren , welche die alten ,

einer Zeit angehòrigen Gteuern , in welcher ihre Bor -

åltern , auffer folen , gar feine oder nur menige Stener ?

tafien łu tragen hatten , mir jenen Steuern entrichten
muͤßten , die durch den eingefuͤhrten allgemeinen Steuer -

fug auf fie gefommen find .
Die Commiffion fonnie eg ingwifchen fich nicht ver -

hehlen , daß bey der Nothwendigkeit , den , durch die MH-

ſchaffung der alten Abgaben in der Finanzverwaltung
entſtehenden Ausfall mit einer verhaͤltnißmaͤßigen Steu —

ererhoͤhung zu decken , eine Laſt fuͤr Individuen erwachſe ,
welchen die alten Abgaben bis daher voͤllig fremd waren ;

ſie hat ſich aber den , in dieſer Beziehung moͤglichen
Einwand durch die Betrachtung loͤſen zu koͤnnen geglaubt ,
daß die Fortentrichtung der alten neben den neuen

Abgaben , får diejenigen , welche ſie trifft , unerſchwing —

lich ſey , demnach die Geſammtheit des Staats das

tragen muͤſſe, was der Einzelne nicht tragen kann .

ad b) Die Abſchaffung der alten Abgaben iſt mit

der gleichzeitig in Anregung gefommenen Zuweifung der

alten Steuerſchulden auf die allgemeine Staatskaſſe ,
woruͤber gegenwaͤrtig der Geſetzentwurf bey der zweyten
Kammer zur Berathung vorliegt , zu enge verflochten ,
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als daß dieſe beiden Gegenſtaͤnde geſondert und nicht
a

vielmehr ſo zu erledigen ſeyn bdårften , daş der eine

en
von dem andern als voͤllig abhaͤngig betrachtet werde .

fiz | Durch die alten Steuerſchulden wird naͤmlich den

ef Steuerpflichtigen eine Abgabe aufgebůrdet , Deren An -

a forderung neben der jetzt eingefuͤhrten gewoͤhnlichen

Es
Steuer , ſich ebenſowenig , als die Fortentrichtung der

dd
alten Abgaben , rechtfertigen lågt ; denn diefe Steuer -

yer pilichtigen mifen auf Der einen . Geite zur Abzahlung

t2 der , urfprånglich und vor Der allgemeinen Steuer -

ht gleichſtellung, nach gewiſſen Steuerbezirken auf ſie radi —

nd
eirten Schulden , contribuiren , auf der andern Seite

w
aber auch wieder nah dem Steuerfuß die allgemeine

E Staatsſchuld zahlen helfen , wodurch ſie , da die alten

Steuerſchulden , ihrer Entſtehung nach , nichts anderes

en
als Staatsſchulden ſind , eine doppelte Buͤrde tragen .

Aber auch hievon ganz abgeſehen , liegt in der

übereinftimmenden Erledigung beider Gegenſtaͤnde ein

H erwuͤnſchtes Ausgleichungsmittel des Vortheils und

bi
des Verluſtes , den die verſchiedenen Landesgegenden
bey jedem dieſer Gegenſtaͤnde insbeſondere zu erwarten

haben ; denn wie bey Uebernehmung der Steuerſchul —

fe
den der Main - und Tauberfreis mit dem Seekreis ge —

Minnet , und die Bezirfe Haflah , Wolfach , Neudenan

* und Billigheim Vortheile ziehen ; ſo erwaͤchſt dagegen

w fuͤr die uͤbrigen Kreiſe , durch die Abſchaffung der alten
en

Abgaben ein Gewinn , welchen die zwey erſteren nicht ,

E
dder wenigſtens nicht gang theilen .

3 In Beruͤckſichtigung obiger Verhaͤltniſſe ſtellt es

die Commiſſton zuvoͤrderſt dem Ermeſſen der hohen

a
Kammer anheim , ob zwar inzwiſchen ñber die einzelnen
Artikel des Geſetzentwurfs discutirt und abgeſtimmt ,er
der Hauptbeſchluß uͤber die Annahme des ganzen Ge —

— fees aber , inſolange ausgeſetzt bieiben wolle , bis die

Mittheilung des Geſetzentwurfs uͤber die alten Steuer —
*

Hulden erfolgt .
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ad c) Um dag Gefez auf einen feften Redhtgho -
den zu bauen , duͤrfen allenthalben die Grundſaͤtze nih !
auſſer Acht bleiben , welche , in der alten , wie in der

neuen Geſetzgebung durchgefuͤhrt , als Hauptpunet al⸗

ler Rechts verhaͤltniſſeerſcheinen ; dieſe Rechtsverhaͤltniſſe
wuͤrden aber durchaus erſchuͤttert , und es waͤre jedes
Eigenthum gefaͤhrdet , wenn man gegen die Lehre , den

Rechtsbegriffe und die klarſten Geſetze uͤber den Beſitzſtand ,
die Beweispflichtigkeit umkehren , und ſolche , ſtatt auf
den , welcher einen Beſitz beſtreitet , auf jenen legen wollte ,

der ſich im Beſitze der beſtrittenen Sache befindet .

Dieſes , auf die Frage angewendet : wer in beſtrittenen
Faͤllen uͤber die Natur einer Steuer oder einer Grund⸗

abgabe den Beweis fuͤhren muͤſſe? wird deren Entz

ſcheidung niht zweifelhaft lafen .
Nach diefen allgemeinen Betrahtungen gebe ih

zu den einzelnen Artikeln des Geſetzentwurfs nadh der

Faſſung der zwehyten Kammer , und zu den Antraͤgen
uͤber, welche , auf dieſe Betrachtungen gegruͤndet , die

Commiſſion dieſer hohen Kammer vorlegt .
Art . J.

Die Commiſſion hat angenommen , was auch der ,

zu ihren Berathungen zugezogene Regierungscommiſſaͤr ,
Herr Staatsrath Frhr . v. Sensburg beſtaͤtigte , daß
es durch die , dem Geſetzentwurf vorangegangene , Un⸗

terſuchungen , hinlaͤnglich ausgemittelt ſey , welche Ab —

gaben nunmehr , zufolge des Geſetzes , in jeder einzel—⸗
nen Gemeinde hinwegfallen , ſo daß , wenn das Geſetz
verbindende Kraft erhaͤlt , auf Anordnung der ober⸗

ſten Staatsbehoͤrde durch die oͤrtlichen Zwiſchenſtellen ,
an jede einzelne Gemeinde die genaue und namentliche

Ueberſicht der bey ihr aufhoͤrenden Abgaben , mitgetheilt
werden fann . Auf diefer und der weiteren Unterftel

fung , dag alleg , wag in Dem vorliegenden Artikel von

urkundlichen Nachweiſungen geſagt iſt , ſich lediglich
guf die ſchon vorhergegangene Unterſuchungen beziehe ,
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ho⸗ beruhen hauptſaͤchlich die Antraͤge, welche bey den ein⸗

icht zelnen Abtheilungen des vorliegenden Artikels folgen .

der Lit . 4 . Gegen dieſe Abtheilung hat die Commiſ⸗

al⸗ ſion nichts zu erinnern ;

iſſe ſie traͤgt auf Beybehaltung der Faſſung an .

e $ Lit . B. Auch bier ife nur infofern eine Erinnerung

yen | , al diefe Notheilung mit der Faſſung von lit . C.

nd , | in Einflang gefegt werden muf : Ben lit . B. heift eg

auf naͤmlich von den Abgaben „welche laſten , oder gelaſtet

tey baben ” dagegen fept lit. C. blog „ laften ” und ben der Mus -

et , nahme 2 blog haften ’ alfo lediglich Dag Tempus praesens 5

nen es waͤre ſonach das „urſpruͤnglich gelaſtet haben ”

ad⸗ zu ſtreichen .
ntz wodurch fich der Regierungsentwurf wieder herſtellt.

Lit C. bis lit . L. einfotieflih , ift die Commiffion

ich mit der Faſſung vollig einverſtanden ,

der ſie glaubt ſohin , daß ſolche durchgaͤngig beyzubehal⸗ 0

jen ten fey .
—

die Lite M. Die Natur und - Eigenfhaft jener Abgaben , Sp

J

a
*

Si
8welche auf Hof⸗ und Burgrechten beruhen , iſt im Ein⸗

zelnen nicht vollſtaͤndig nachgewieſen , und wird auch

er , in der Folge nicht genau nachgewieſen werden koͤn⸗

ár , nen ; ihre Ausſcheidung nach Der feuer : oder der priz Ae

af valrechtlichen Eigenſchaft iſt ſohin unmoͤglich ; ſo viel g
n⸗ mag jedoch anzunehmen ſeyn , daß die den Burgrech⸗ xi

Ab⸗ ten angehoͤrigen Abgaben , theils als Steuer , theils —

el - als privatrechtliche Laſten zu betrachten , und hiernach
ſetz gemiſchter Natur ſeyen , und in dieſem Anbetracht

er⸗ vereinigte ſich die Commiſſion u einem Mittelwege , A

ny auf melhem uͤberhaupt die Haͤlfte dieſer Abgaben nach⸗ D
he gelaͤſſen werden duͤrfte : *
ilt ſie traͤgt daher auf folgende Faſſung der Abtheilung
el - M. an , „ Ale die Abgaben , welche auf Hofe und

on Burgrechten beruhen , und niht in den vorherge⸗

ich henden Abtheilungen dieſes Artikels aufgefuͤhrt ſind ,

Her



VI

jedoch nur zur Haͤlfte , wogegen die andere Haͤlfte unter
Art . V. begriffen ſeyn ſoll . “

Lit . N. Die Zuſicherung eines eigenen Geſetzes ,
uͤber die Aufhebung der Bannrechte , haͤlt die Com —
miſſion , wenigſtens dermalen noch , fuͤr durchaus unzu⸗
laͤßig , indem dieſe Rechte die Steuereigenſchaft jener
Abgaben nicht haben , welche durch das gegenwaͤrtige
Geſetz abgeſchafft werden ſollen ; und weil auſſerdem
die Niederſchlagung fraglicher Bannrechte zu den ohnehin
aͤuſſerſt bedeutenden Entſchaͤdigungen auch einen weite -
ren unmåfigen Aufwand får die Staats baffe veranlaſ⸗
ſen wuͤrde . Zugleich uͤberzeugte ſich die Commiſſion ,
daß , ſo lange die Bannrechte im Allgemeinen nicht auf⸗
gehoben ſind , im Einzelnen an dieſelben keine Hand
koͤnne gelegt werden ;

ſie traͤgt demnach an , die Abtheilung lit . N. ganz
zu ſtreichen .

Lit . O. Hier ift nichts zu erinnern und
wird auf die Beybehaltung der Faſſung angetragen .

In Beziehung auf lit . P. glaubt die Commiſſion ,
in Bezug auf dasjenige , was uͤber den gegenwaͤrtigen
Artikel im Allgemeinen ſchon geſagt iſt ,

ſtatt — wie es in der Faſſung des Entwurfs heißt —

„ dargethan wird, “ die Aenderung : „ dargethan iſt “
vorſchlagen zu muͤſſen .

Bey lit . Q. ind Pflug - Karren - und Eſelsgeld eben
fo wie Fruchtbaugeld , Dienſtkorn , Reiſtengeld , Spinn⸗
redemtion , Madergeld ꝛc. — als Frohndredemtionen zu
betrachten ; es wuͤrde ſohin nicht allein inconſequent
ſeyn , alte Frohndreluitionen niederzuſchlagen , waͤhrend
ein Geſetz zu Abloͤſung der Frohnden neuerlich gemacht
worden iſt , ſondern es ſtünde aquch im Widerſpruch mit
dem Prineip des gegenwaͤrtigen Geſetzes , nach welchem
lediglich ſolche alte Abgaben abgeſchafft werden follen , die
den Charafter einer Steuer haben ,

Diefeg führt die Commiffion şu dem Antrage :
die Abtheilung unter lit . Q. zu fireichen ,

zt

m
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Art . M.

Die Commiſſion hat gegen dieſen Artikel nichts ein —

zuwenden ,

ſte traͤgt an , demſelben beyzupflichten .
Arta

Dieſer Artikel enthaͤlt keine geſetzliche Beſtimmung ;

er ſpricht nur von Recherchen , welche die Regierung
uͤber die der Jagd und Forſteylichkeit angehoͤrige Abga —
ben machen fof , um diefe aufheben zu koͤnnen . Er eig -
net fich daher offenbar nicht zur Annahme in das Gefeg s

Die Commiſſion traͤgt demnach an , ihn zu ftreichen ,
und ſtatt deſſen den Wunſch in das Protokoll nieder —

zulegen , daß die , wegen Aufhebung jener , der Jagd
und Forſteylichkeit angehoͤrigen Abgaben , welche den

Charafter einer Steuer haben koͤnnten , noͤthigen Rez

cherchen angeordnet werden moͤchten .
Art . IV . und V.

Mit der Faſſung dieſer beiden Artikel iſt die Com —

miſſton voͤllig einverſtanden ;
ſie ſtellt ihre Annahme der hohen Kammer anheim .

ATE NI :

In Beziehung auf die bey dem Art . T. deg Gefegeg
in dem gegenwaͤrtigen Commiſſionsberichte vorausgegan —
gene Bemerkung ,

glaubt die Commiſſion , daß der Art . VI . folgender —
maßen zu faſſen ſey :
„ Es wird einer jeden Gemeinde ein Verzeichniß der

Abgaben zugeſertigt , welche nach Maßgabe dieſes Ge -

ſetzes , und zufolge der bereits Statt gehabten Unter —

fuchungen , nicht weiter zu entrichten find . Eine jede

betheifigte Gemeinde iff zu dem Beweis zuzulaſſen ,
dafi fie von einer gewiffen Abgabe , welche ihr durch
jene Zufertigung nicht abgenommen worden feyn

folte , dennoch , zufolge dieſes Geſetzes , freyzuſpre —

chen ſey ; welcher Beweis bey den Kreisdirectorien
einzureichen ift . Ueber die Beweisführung entfheidet

ausſchließlich die oberde Staatsbehoͤrde , und der

Weg Rechtens bleibt ganz allein fuͤr die Leiſtung der

von der oberſten Staolsbehoͤrde feſtgeſetzten Entſchaͤ⸗

digung vorbehalten . Die Abgabe , wegen welcher ein

folcher Beweis gefuͤhrt wird , ift , big daf fie von der

oberſten Staatsbehoͤrde fuͤr aufgehoben erklaͤrt wird ,
fortzuentrichten , jedoch mit Vorbehalt des Ruͤckerſa —

tzes , im Falle ſie fuͤr aufgehoben erklaͤrt werden ſoll —
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te . Diejenigen , welche erf nach zwey Fahren vont
Tage der ihnen zugefellten , die Vollziehung des Ge

fegeg betreffenden , Zufertigungen diefen Beweis ein -

zureichen , erhalten , wenn die Abgabe får aufgehoben

erklaͤrt wird , den Ruͤckerſatz nur vom Zage der einge⸗
reichten Beweisfuͤhrung . “

Art . VIL

Die Commiffion bat hier niht şu erinnern ,
fie trågt auf Bepbehaltung der Fafung an .

Art . VIII .

Die Art der Deckung jenes Ausfalles , welcher fuͤr die

Staatskaſſe durch die aufgehobenen Abgaben , u . durch die

Entſchaͤdigungen , wozu ſie verpflichtet wird , entſteht , iſt

hier voͤllig unbeſtimmt , und durch ein bloßes Verſprechen
aͤusgedruͤckt ; es wird ihr ein beſtimmtes Einkommen entzo⸗

gen , und eine beſtimmte Laſt aufgelegt , dagegen aber nur ein

unbeſtimmtes Deckungsmittel ganz im Allgemeinen zuge —

ſichert , ſo zwar , daß wenn alle Beſtimmungen in Kraft

treten , die Abgaben aufgehoben und die Entſchaͤdigun —
gen auf die Staatskaſſe gelegt ſind , dann erſt das De —

ckungsmittel nachgeſucht werden muͤßte , und der Aus —

fall ungedeckt bliebe , wenn man ſich uͤber das Deckungs —
mittel hicht vereinigen koͤnnte . In dieſem Anbetracht

ſchlaͤgt die Commiſſion folgende Faſſung des Art . VIII -

vor :

„ Der Ausfall , welcher ſich durch die , Kraft dieſes Ge⸗

ſetzes , aufgehobene Abgaben , ſo wie durch die , von

der Staatskaſſe zu leiſtende Entſchaͤdigungen ergibt ,
oder nach Art . V. durch die Abloͤſung der in Guͤlten

und Zinſen verwandelten Abgaben entſtehen kann , wird

durch Steuern gedeckt .
Art . IX :

Dicfer Mrtifet lågt fich gar wohf auf den Titel V.

deg Landrechts Gag 7410 a und 710 b beziehen , erift al

eine Beſtaͤtigung dieſer Saͤtze zu betrachten , und erklaͤrt

fuͤr den gegenwaͤrtigen beſondern Fall die Abſicht der

Geſetzgebung genauer , daher die Commiſſton ſeine Zweck⸗
maͤßigkeit erkennt , und

auf ſeine Beybehaltung ankraͤgt .
Schließlich iſt noch zu bemerken , daß , wenn dem

Antrage der Commiſſton gemaͤß der Art . III . geſtrichen
werden folte , die Beziehungen auf den Mrt . Ve auf Den

Art . IV . gehen můften .
— —
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